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„Verantwortung“ erlebt derzeit eine beachtliche Begriffskarriere. Wenngleich ein
ideengeschichtlich junger Begriff, ist er zum Fluchtpunkt des Umgangs mit gesell-
schaftlicher Komplexität geworden. Ob bei technischen Großunfällen, unterneh-
merischen Bilanzfälschungen oder nachrichtendienstlichen Datenlecks: Bei Scha-
denslagen in jeder Sphäre des Sozialen ertönt der Ruf nach Verantwortung, mal in
rhetorisch-floskelhafter, mal konzeptionell gehaltvoller Weise. Die Besonderheit
des Verantwortungsbegriffs besteht darin, dass er über seine Ausprägungen als po-
litische, wirtschaftliche, rechtliche und moralische Verantwortung von Grund auf
pluralisiert ist und Recht damit zu einem Bewertungskriterium unter mehreren
wird. Hierdurch vermittelt Verantwortung dem Recht eine kognitive und normati-
ve Offenheit und ermöglicht es, in einem experimentellen Rahmen Anforderungen
an Handlungs- und Systemrationalität in hochmodernen Gesellschaften zu denken.
Zugleich läuft Verantwortung als „umbrella term“ ständig Gefahr, sich selbst zu
sabotieren und zur allgegenwärtigen Begriffshülse zu verkommen. Nicht nur das
Individuum, auch das Verantwortungsprinzip selbst droht unter der Ubiquität von
Verantwortung erdrückt zu werden. Diese Dialektik zeigt sich insbesondere am
rechtlichen Umgang mit vernetzten Strukturen in Wirtschaft und Verwaltung
(„Verbundzusammenhänge“), deren hochgetriebene Arbeitsteilung und relative In-
formalität häufig gerade als Ausdruck einer „organisierten Unverantwortlichkeit“

* Klaas Hendrik Eller, LL.M., Maître en droit (Paris 1), ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Lehrstuhl
für Bürgerliches Recht und Rechtstheorie der Universität zu Köln und Kollegiat im Promotionskolleg
„Einheit und Differenz im europäischen Rechtsraum“ an der Humboldt-Universität zu Berlin.
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verstanden werden. Hier bildet das Verantwortungsprinzip eine Hilfskonstruktion
für das Recht in der Gestaltung rechtlichen Wandels.

Einführung: „Age of responsibilization“

Oberhalb des Wohnhauses des peruanischen Bergbauern Saul Lliuya aus Huaraz in
den Hochanden schmelzen im Zuge des CO2-bedingten Klimawandels die Glet-
scher. Im Falle einer Flut drohe, so argumentiert Lluiya, auch sein Wohnhaus er-
fasst zu werden, weshalb er vom Energieunternehmen RWE vor deutschen Gerich-
ten eine finanzielle Beteiligung an der Errichtung technischer Schutzvorkehrungen
im Verhältnis zu RWEs Anteil an globalen CO2-Emissionen verlangt.1 Diese auf
strategischer Prozessführung2 beruhende Klage markiert beispielhaft den Versuch,
innerhalb eines individualistischen Haftungsrechts wegen multifaktorieller Klima-
folgeschäden vorzugehen. Sie steht damit stellvertretend für die komplizierte Be-
stimmung von Verantwortlichkeit für Geschehensabläufe, die sich einer einfachen
Ursache-Wirkung-Beziehung entziehen3 und daher nicht selten in eine „kollekti-
ve(…) Unverantwortlichkeit”4 münden.

Der Ruf nach Verantwortung ertönt damit einerseits just in dem Augenblick, in
dem die Grenzen individueller, handlungskausaler Zurechnung immer offener zu
Tage treten und einfache normative Maßstäbe angesichts der Systemhaftigkeit so-
zialer Dynamiken zerfallen.5 Interessanterweise ertönt er andererseits zu einem
Zeitpunkt, in dem der Mensch stärker als je zuvor in der Lage ist, schicksalhaft ge-
staltend in seine Umwelt einzugreifen und daher das Autonomieversprechen der
Eigenverantwortung in Bereichen der Medizin, des Datenschutzes oder der Ar-

A.

1 In der erstinstanzlichen Klageabweisung verneinte das LG Essen, Urteil vom 15. Dezember 2016 – 2
O 285/15, ZUR 2017, 370 die Störereigenschaft des Unternehmens RWE, das auch als Großemittent
bei den ununterscheidbar vermischten Emissionen zahlreicher Emittenten keinen adäquat kausalen
Verursachungsbeitrag geleistet habe, also die Folgen des Klimawandels “nicht in erheblicher Weise er-
höht” habe. Derzeit findet vor dem OLG Hamm als Berufungsgericht die Beweisaufnahme statt, vgl.
https://germanwatch.org/de/14794. Alle Webseiten zuletzt abgerufen am 22.5.2019.

2 Hierzu im Kontext des Klimawandels J. Peel/H. Osofsky, A Rights Turn in Climate Change Litigati-
on, Transnational Environmental Law 7 (2018), S. 37; rechtsgebietsübergreifenden Lernprozessen im
Umgang mit systemischem Unrecht beschreibt L. Bilsky, Transnational Holocaust Litigation, The Eu-
ropean Journal of International Law 23 (2012), S. 349.

3 Aus diesem Grunde skeptisch bzgl. der Eignung des privaten Haftungsrechts zur Bewältigung des Kli-
mawandels G. Wagner, MüKo-BGB, 7. Aufl. 2017, § 823 Rn. 311; für eine deliktische Lösung trotz
ökologischer Komplexität instruktiv C. Godt, Haftung für Ökologische Schäden, Berlin 1997,
S. 149 ff.

4 So zur Argumentation der erstinstanzlichen Entscheidung W. Frank, Störerhaftung für Klimaschäden,
NVwZ 2017, S. 664 (669). In der Zuweisung von Verantwortlichkeit ermöglicht Recht spiegelbildlich
stets auch Unverantwortlichkeit, vgl. S. Veitch, Law and Irresponsibility: On the Legitimation of Hu-
man Suffering, New York: Routledge-Cavendish 2007.

5 F. X. Kaufmann, Der Ruf nach Verantwortung. Risiko und Ethik in einer unüberschaubaren Welt,
Freiburg 1992.
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beitswelt immer verheißungsvoller6 und zugleich das Maß gesellschaftlich hinge-
nommener Risiken immer geringer wird. Hier zeigt sich das Paradox des zeitglei-
chen Erstarkens der Idee (und oftmals Illusion) von Eigenverantwortung und von
immer schwieriger zu verantwortenden, systemischen Risiken. Dieser Umstand ist
eng verknüpft mit einer regulatorisch-politischen Konstellation in der Krise des
Wohlfahrtsstaates. In der „aktivierenden“ Politik des Neoliberalismus ist die Pa-
rallelität von individueller Eigenverantwortung und befeuerter Systemdynamik be-
wusst angelegt.7 Die Suche nach individuell Verantwortlichen etwa für Klimawan-
del, Kursverluste oder steigende Arbeitslosigkeit ist stärker denn je.

Auf die Steuerungsverluste und Komplexitätssteigerungen der „Risikogesell-
schaft“8 reagiert eine „Verantwortungsgesellschaft“9 mit der Ausarbeitung immer
differenzierterer Verantwortungskonzepte, die auch,10 aber nicht ausschließlich
moralisch ausgefüllt werden. Verantwortung erfährt hier selbst einen Evolutions-
schub und ist der Gefahr ausgesetzt, durch immer weiter gefasste Verantwortungs-
sphären konturenlos zu werden und darüber die eigene Funktion zu unterminieren.
Verantwortung ist kein starres Konzept, sondern eine variable Legitimationsfigur,
die sich aus normativen Maßstäben und praktischem Wissen aus verschiedenen So-
zialbereichen speist und zwischen ihnen vermittelt: Der Verantwortungsdiskurs ist
hochgradig polyphon und bezieht gerade hieraus seine Attraktivität. Innerhalb des-
sen sind die rechtlichen Impulse (bislang) eher auf Stabilität gerichtet, soweit Ver-
antwortung als Haftung verstanden wird. Diese Ineinssetzung ist jedoch nicht
selbstverständlich und, wie sich zeigen wird, auch nicht sachgerecht, da damit die
Leistung des Verantwortungsbegriffs für das Recht nicht voll ausgeschöpft wird.
Verantwortung war gewiss stets Thema des Rechts und eröffnet Zugang zu Grund-
fragen des Akteurstatus und des Menschenbildes im Recht, der Zweckhaftigkeit
von Handlungen und den Grenzen des Wissens. Diese Aspekte sind auf Ebene des
„Sozialmodells“11 des Rechts angesiedelt, betreffen also diejenigen mal verborge-

6 Zur Steigerung der Eigenverantwortung in diesem Zusammenhang A. Henkel, Gesellschaftstheorie
der Verantwortung. Funktion und Folgen eines Mechanismus der Reduktion sozialer Komplexität,
Soziale Systeme 19 (2013/2014), S. 470 (473ff.).

7 Vgl. D. Grewal/J. Purdy, Introduction: Law and Neoliberalism, Law and Contemporary Problems
77 (2014), S. 1.

8 U. Beck, Weltrisikogesellschaft: Auf der Suche nach der verlorenen Sicherheit, Frankfurt a.M. 2007.
9 A. Etzioni, Die Verantwortungsgesellschaft, Frankfurt a.M. 1999.

10 So die kritische Entdifferenzierungsdiagnose zur moralischen Bewertung wirtschaftlichen Handelns
bei R. Shamir, The age of responsibilization: On market-embedded morality, Economy and Society
37 (2008), S. 1.

11 Zum Konzept F. Wieacker, Das Sozialmodell der klassischen Privatrechtsgesetzbücher und die Ent-
wicklung der modernen Gesellschaft, Karlsruhe 1953; in ähnlicher Stoßrichtung („soziale Aufgabe“,
„soziales Ideal“ bzw. „Paradigma“) O. v. Gierke, Die soziale Aufgabe des Privatrechts, Berlin 1889;
O. Kahn-Freund, Das soziale Ideal des Reichsarbeitsgerichts, 1931 (1931), in: Th. Ramm (Hrsg.),
Arbeitsrecht und Politik. Quellentexte 1918-1933, Neuwied 1966, S. 149 sowie J. Habermas, Para-
digmen des Rechts, in: Faktizität und Geltung, Frankfurt a.M. 1992, S. 468.
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nen, mal expliziten Bilder gesellschaftlicher Wirklichkeit, die sich die Rechtspraxis
macht. Es kann daher nicht verwundern, dass es Wieackers Studie zum Sozialmo-
dell des BGB ist, in der er die berühmte Diagnose trifft, das Reichsgericht habe die
„formale Freiheitsethik“ (wieder) in eine „materiale Ethik der Verantwortung“ 12

verwandeln können. Auch die Präambel des Grundgesetzes nimmt auf die „Verant-
wortung vor Gott und den Menschen“ Bezug und bringt damit gerade die diesseiti-
ge Verantwortung des Verfassungsgebers zum Ausdruck. 13 Gleichwohl bildet Ver-
antwortung anders als „Schuld“ und „Pflicht“ keinen rechtlichen Grundbegriff,14

sondern einen Transmissionsriemen zwischen gesellschaftlichen Rechtfertigungs-
diskursen, von denen das Recht lediglich einen unter mehreren bildet. Die notori-
sche begriffliche Unschärfe, die kaum ein geteiltes Verständnis zulässt und in ho-
hem Maße dezentraler kommunikativer Ausdeutung in communities of practice
bedarf, muss hierfür kein Nachteil sein. Verantwortung wird somit nicht erst im
Recht „scharf gestellt“,15 wohl aber im Recht mit den schärfsten Konturen gefasst.

Dieser Beitrag möchte nachzeichnen, aus welchen Gründen und in welcher Gestalt
der Verantwortungsdiskurs jüngst Fahrt aufgenommen hat und welche Rolle recht-
licher Verantwortungszuschreibung darin zukommt. Dabei soll für zwei Thesen ge-
worben werden, nämlich dass erstens der Verantwortungsdiskurs eine spezifische
Veränderung sozialer Strukturen der Gegenwartsgesellschaft zu verarbeiten in der
Lage ist und insofern im engen Zusammenhang mit gesellschaftlicher Evolution zu
lesen ist und dass zweitens das Recht im Verantwortungsbegriff eine interdiszipli-
när anschlussfähige Hilfskonstruktion findet, die es ihm erlaubt, die starren Grenz-
begriffe der rechtlichen Moderne16 punktuell zu überwinden und für die Anforde-
rungen neuer, insbesondere netzwerkförmiger sozialer Formationen zu reformulie-
ren.

Zu diesem Zweck werden in einem ersten Schritt die beiden ideengeschichtlichen
Stränge des Verantwortungsdiskurses in der Moral- und Gesellschaftstheorie her-
ausgearbeitet und der erreichte Stand begrifflicher Differenzierung einer Gramma-

12 F. Wieacker, Sozialmodell (o. Fn. 11), S. 18.
13 H. Dreier, in: H. Dreier (Hrsg.), Grundgesetz, 3. Aufl., Tübingen 2013, Prämbel Rn. 35ff. Als Aus-

druck einer Verantwortungsethik im Sinne Max Webers gelesen von M. Herdegen, in: Maunz/Dürig,
Grundgesetz-Kommentar, 82. EL, München Januar 2018, Präambel, Rn. 31. Zur paradoxen Quali-
tät von Prämbeln im Positivismus M. T. Fögen, Das Lied vom Gesetz, München 2006, S. 18ff.

14 Vgl. J. H. Klement, Verantwortung. Funktion und Legitimation eines Begriffs im Öffentlichen
Recht, Tübingen 2006, S. 193ff., 577 (als „dogmatischer Begriff... überwiegend ohne Daseinsbe-
rechtigung“, „wird... den Ansprüchen an ein... dogmatisches System nicht gerecht“. Für einen
grundbegrifflichen Ansatz H. Hattenhauer, Grundbegriffe des Bürgerlichen Rechts, 2. Aufl., Mün-
chen 2000.

15 So die Formulierung bei J. H. Klement, Rechtliche Verantwortung, in: L. Heidbrink/C. Langbehn/J.
Loh (Hrsg.), Handbuch Verantwortung, Heidelberg/Berlin 2017, S. 559.

16 Beispielhaft anhand der Begründungsmuster des Privatrechts M. Auer, Der privatrechtliche Diskurs
der Moderne, Tübingen 2014, S. 13ff.; vgl. auch D. von der Pforden, Normativer Individualismus
und das Recht, JZ 2005, S. 1069ff.
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tik der Verantwortung dargestellt (B.). In einem zweiten Schritt wird die Vorstel-
lung von Verantwortung als einer normativ-praktischen Suchformel für das Recht
entworfen (C.). Verantwortung wird darin nicht zu einer bloßen Gerechtigkeit-
schiffre, sondern als ein im Zuge rechtlicher Evolutionsstufen seinerseits mit sich
wechselnden Funktionen belegtes Konzept verstanden. In einem dritten Schritt
wird dies am Praxisfeld der „Corporate Social Responsibility“ verdeutlicht (D.).
Ein Fazit (E.) beschließt den Beitrag.

Verantwortung zwischen Moral- und Gesellschaftstheorie

Der entwicklungsgeschichtlich junge, genuin moderne17 Begriff der Verantwortung
ist im 20. Jahrhundert zu einem Leitbegriff moralischer und politischer Debatten
avanciert.18 In der Begriffsgeschichte19 der Verantwortung laufen Stränge der Mo-
ralphilosophie und der Geschichte und Theorie sozialer Strukturen zusammen.
Während die moralphilosophischen Wurzeln historisch weiter zurückreichen, hat
ihr Einfluss über die Zeit in dem Maße abgenommen, wie es nicht gelang, dem
Verantwortungsbegriff überzeugende normative Konturen zu verleihen. Hans
Jonas‘ einflussreiches „Prinzip Verantwortung“20 versucht, die Sprachlosigkeit der
Individualmoral angesichts struktureller Problemlagen der Risikogesellschaft zu
überwinden und schafft damit einen Übergang zwischen beiden Theorievarianten.
In der Soziologie und Sozialtheorie war umgekehrt zwar die ursprüngliche Rezepti-
on verhalten – Luhmann etwa sah im Pathos und der moralischen Aufladung des
Begriffs eine bloße „Verzweiflungsgeste“21 –, diese Skepsis ist aber jüngst mehreren
instruktiven Anschlüssen an den Verantwortungsbegriff gewichen.

Sukzessive soziale Kontextualisierung von Verantwortung: Kant – Hegel – Weber

In der Moralphilosophie der Neuzeit spielt der Verantwortungsbegriff gerade bei
denjenigen Autoren eine Rolle, die auch eine vollständige Rechtslehre entwickelt
haben. In der kantischen Philosophie findet der Begriff zwar nicht expressis verbis
Verwendung, ist seinem Gehalt nach aber in der Zurechnungslehre und dem Be-
griff der Person prominent angelegt. Nur unter der Voraussetzung freien Willens,

B.

I.

17 Vgl. F. Vogelmann, Drei Gefahren philosophischer Begriffsanalysen von Verantwortung, DZPhil 64
(2016), S. 273 (274f.).

18 Im Überblick K. Bayertz, Eine kurze Geschichte der Herkunft der Verantwortung, in: ders. (Hrsg.),
Verantwortung. Prinzip oder Problem?, Darmstadt 1995, S. 3; zur Verortung in der Moderne L.
Heidbrink, Kritik der Verantwortung, Zu den Grenzen verantwortlichen Handelns in komplexen
Kontexten, Weilerswist 2003, S. 60. Der als politischem Begriff noch jungen Begriffsgeschichte ist es
wohl geschuldet, dass ein Eintrag in O. Brunner/W. Conze/R. Koselleck (Hrsg.), Geschichtliche
Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland, Bd. 6, Stuttgart
1990 nicht verzeichnet ist.

19 Grundlegend zur Methode R. Koselleck, Begriffsgeschichte und Sozialgeschichte, in: ders. (Hg.),
Vergangene Zukunft, Frankfurt a.M. 1988, S. 124ff.

20 H. Jonas, Das Prinzip Verantwortung. Versuch einer Ethik für die technologische Zivilisation,
Frankfurt a.M. 1979.

21 N. Luhmann, Die Gesellschaft der Gesellschaft, Frankfurt a.M. 1998, S. 133.
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dh der Möglichkeit, das subjektiv Gewollte und das moralisch Gesollte zur De-
ckung zu bringen, ist Verantwortung in Gestalt der Selbstverpflichtung nach dem
kategorischen Imperativ denkbar. Gleichzeitig eröffnet erst das Sittengesetz das Be-
wusstsein der Freiheit. Für das Vernunftwesen, das „am Moralischen ein Interesse“
nimmt, ist ein derart gefasstes moralisches Gesetz zur Gewährleistung gleicher
Freiheit aller Rechtspersonen vor aller Erfahrung sinnfällig. Der Schlüssel liegt da-
rin, dass der kategorische Imperativ als Handlungsorientierung den Menschen qua
praktischer Vernunft „seiner eigenen und dennoch allgemeinen Gesetzgebung“ un-
terwirft, also moralische Pflichten von ausschließlicher (heteronomer) Fremd- in
eine gleichzeitige (autonome) Selbstverpflichtung übersetzt werden.22 Damit unter-
wirft Kant Gründe, nicht Folgen zurechenbarer Handlungen der moralischen Prü-
fung23 und lässt Verantwortung zur deontologischen Triebfeder individueller Ge-
setzesbefolgung – zum „normativen Reflexionsprinzip der Moral“ 24 – werden.
Dieses jeweils auf die Gegenwart bezogene Prüfverfahren hat Jonas auf eine kon-
kret-allgemeine Zukunft der Menschheit extrapoliert: „Handle so, dass die Wir-
kungen deiner Handlungen verträglich sind mit der Permanenz echten menschli-
chen Lebens auf Erden.“25 Er erweitert darin den kantischen kategorischen Impe-
rativ um einen folgenorientierten Zeitbezug und kann so zukünftige Generationen
unmittelbar, d.h. ohne Verleihung eigener Rechtssubjektivität,26 in moralische
Handlungsmaximen einbeziehen. Hierdurch entstehen Asymmetrien der Macht et-
wa zwischen Generationen, die ihn dazu bewegen, die Reziprozität der Verantwor-
tungsbeziehung als Kriterium aufzugeben.27 Dass der Schwerpunkt von Jonas Bei-
trag auf einer abstrakt-intuitiven Begründungsebene und nicht bei der Institutiona-
lisierung von Pflichten und ihren Kollisionen liegen, hat nichts daran geändert,
dass Jonas seit Erscheinen des „Prinzips Verantwortung“ zu einem zentralen Stich-
wortgeber der ökologischen Debatte geworden ist. In den Grenzen universeller
Moral bleibt er dennoch gefangen; dies umso mehr, als der Moral allein aufgege-
ben wird, sich wirtschaftlich-technischen Entwicklungen entgegenzustellen.

Hegel nahm seine Kritik am Rigorismus der abstrakten Kantischen Pflichtenlehre
und am Ausklammern praktischer Handlungsfolgen als Ausgangspunkt eines in

22 Zur Verwobenheit von Autonomie und Heteronomie bei Kant I. Augsberg, „Das moralische Gefühl
in mir“, JZ 2013, S. 533.

23 I. Kant, Grundlegung zur Metaphysik der Sitten (1785/86), Werkausgabe, Bd. VII, Frankfurt a.M.
2000, S. 45.

24 L. Heidbrink, Kritik (o. Fn. 19), S. 67f.
25 Vgl. Jonas, Verantwortung (o. Fn. 19), S. 35f.
26 Vgl. nur M. Kleiber, Der grundrechtliche Schutz zukünftiger Generationen, Tübingen 2014.
27 Kritisch K.-O. Apel, Verantwortung heute – nur noch Prinzip der Bewahrung und Selbstbeschrän-

kung oder immer noch der Befreiung und Verwirklichung von Humanität?, in: ders., Diskurs und
Verantwortung, Frankfurt a.M. 1990, S. 179 (196f.).
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der Wirklichkeit, „in äußerliches Dasein“28 platzierten Handlungsbegriffs.29 Zum
Willen werden die „Folgen, als die Gestalt (der Handlung)“ 30 hinzugezogen und
damit ein Mittelweg zwischen deontologischer und konsequentialistischer Ethik
gesucht.31 Dieser verlangt eine kontextuelle Betrachtungsweise, die sich entgegen
der Unbedingtheit des Kantischen Imperativs den Nuancen und Widersprüchen der
Gegebenheiten öffnet.32 Vermittelt über das Institut des moralischen Gewissens
tritt das Verantwortungsprinzip aus der Sphäre des Bewusstseins heraus und prallt
auf eine mannigfaltige Wirklichkeit, derer es sich kundig machen muss. Anders als
noch bei Kant wird Moral nicht von Empirie entlastet, sondern muss sich an ihr
messen lassen. Die Komplexität der bürgerlichen Gesellschaft und die Eingebun-
denheit des Subjekts in wechselseitige Anerkenntnisverhältnisse wird für Hegel
zum Gradmesser des moralischen Gesetzes und lässt ihn „den Grundstein für einen
kommunikativen und kontextualistischen Verantwortungsbegriff“33 legen. Verant-
wortung kann nicht mehr als bloße Selbstreflexion existieren, sondern nur in Aus-
einandersetzung mit dem Anderen. Das Argument gesellschaftlicher Komplexität
ist keine Leerformel, die von konkreten Problemen wegführt, sondern führt gerade
zu ihnen hin, indem es sie klarer fassen kann und ein Wesensmerkmal moderner
Gesellschaften erstmals zum Kernelement einer Gesellschaftstheorie macht. Auf
diese Weise kann Hegel seine Zurechnungslehre gleich auf die schwierigste Proble-
matik, nämlich die „Zersplitterung der Folgen“34 ausrichten.

Mit Max Weber schließlich wird der Verantwortungsbegriff insofern „modern“,35

als er auf die kollidierenden „Wertsphären“ der zeitgenössischen Gesellschaft ein-
gestellt und trotz der daraus folgenden Grenzen moralphilosophischer Universali-
sierbarkeit ein moralischer Idealismus nicht aufgegeben wird. Dies gelingt durch
die bekannte Aufgliederung der Prinzipien ethischer Praxis in Gesinnungs- und
Verantwortungsethik.36 Sie bilden eine letzte Alternative, die für sich genommen

28 G.W.F. Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts (1820/21), Frankfurt a.M. 1986, § 118.
29 Vgl. ausf. M. Quante, Hegels Begriff der Handlung, 1993 sowie F. Menegoni, Elemente zu einer

Handlungstheorie in der „Moralität“, in: L. Siep (Hg.), G. W. F. Hegel – Grundlinien der Philoso-
phie des Rechts, 3. Aufl., Berlin 2014, 125ff.

30 G.W.F. Hegel, Grundlinien (o. Fn. 27), § 118 (Herv. i. Original).
31 G.W.F. Hegel, Grundlinien (o. Fn. 27), § 118 („Der Grundsatz: bei den Handlungen die Konsequen-

zen verachten, und der andere: die Handlungen aus den Folgen beurteilen und sie zum Maßstab des-
sen, was recht und gut sei, zu machen – ist beides gleich abstrakter Verstand.).

32 Vgl. G.W.F. Hegel, Über die wissenschaftlichen Behandlungsarten des Naturrechts (1802/03), Wer-
ke, Bd. 2, Frankfurt a.M. 1986, S. 434.

33 L. Heidbrink, Kritik (o. Fn. 19), S. 70 (Herv. i. Original).
34 G.W.F. Hegel, Grundlinien (o. Fn. 27), § 118.
35 Zur Kritik an der Trennung in differenzierungstheoretischen Trennung in Wertsphären, Funktions-

systeme oder soziale Felder vgl. B. Latour, Wir sind nie modern gewesen, Frankfurt a.M. 2008.
36 M. Weber, Politik als Beruf (1917/1919), in: H. Baier et al. (Hrsg.), Max Weber Gesamtausgabe,

Bd. 17, Tübingen 1992, S. 157 (237f.).
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nicht mehr begründbar ist.37 Gesinnungsethisch motiviert handelt, wer „den Erfolg
Gott anheim“ stellt, also aus einer abstrakten Maxime heraus ungeachtet realer
Folgen. Eine verantwortungsethische Maxime verfolgt, wer „für die (voraussehba-
ren) Folgen seines Handelns aufzukommen hat“. Beide Orientierungen sind eben
nicht – wie der gängige „Vorwurf der Gesinnungsethik“ in der politischen Ausein-
andersetzung oftmals annimmt38 – als absolute Gegensätze oder gar im Sinne eines
Rangverhältnisses gedacht, sondern als ethisches Rüstzeug für Politikerinnen und
Politiker notwendig komplementär.39 Eine legitime Handlungsmaxime unter Be-
dingungen sozialer Fragmentierung setzt voraus, dass das moralisch Richtige mit
dem tatsächlich Möglichen verklammert wird. Dem Individuum wird damit abver-
langt, individualmoralische Überzeugungen mit anderslautenden, moralischen und
praktischen Wertungen abzugleichen und darüber in eine eigene kritische Prüfung
divergierender Geltungsgründe einzutreten. Da eine objektive, vorgegebene Ord-
nung solcher Gründe in einer pluralistischen Gesellschaft nicht länger existieren
kann, ist maßgeblich, welche Gründe im konkreten Handlungskontext plausibel
handlungsleitend sein können. So werden der moralische Individualismus Kants
und die Hegelsche Fundierung in realen Anerkenntnisverhältnissen und die Annah-
me unintendierter Handlungsfolgen in einer Weise kombiniert, die am kategori-
schen Geltungsanspruch der Kantischen Ethik festhält, hierfür jedoch verantwort-
bare Selbstzurechnung moralischen und politischen Handelns zum Maßstab
macht.40 Dadurch erhält das Verantwortungskonzept eine zwischen Deontologie
und Teleologie kommunikativ vermittelnde Doppelnatur, die bis heute mit unter-
schiedlicher Akzentuierung kennzeichnend ist und seine Eignung für komplexe
Handlungskontexte begründet. Verantwortung wird zu einer kritizistisch gedach-
ten Instanz der Moral, die dazu dient, den konkret betroffenen Kontext einer
Handlung zu bestimmen.

Weber gab damit der Ethik bereits eine soziologische bzw. gesellschaftstheoretische
Wende, die später Niklas Luhmann dezidiert einforderte41 und die sich am Verant-
wortungsbegriff beispielhaft nachzeichnen lässt. Mit Webers Rationalisierungs-
theorem war die Vorstellung einer „anethischen“ modernen Gesellschaft verbun-
den, die in ihren Wertsphären jeweils funktionsspezifische anstelle von moralischen

37 Vgl. R. Spaemann, Wer hat wofür Verantwortung? Kritische Überlegungen zur Unterscheidung von
Gesinnungsethik und Verantwortungsethik, in: Grenzen. Zur ethischen Dimension des Handelns,
Stuttgart 2001, S. 218 (218).

38 Entsprechend hält A. Funke, Das Flüchtlingsrecht zwischen Menschenrecht, Hilfspflicht und Verant-
wortung, JZ 2017, S. 533 (536) die Unterscheidung in der Übertragung auf flüchtlingsrechtliche
Fragen für „moralphilosophisch unbrauchbar“, da die Zuordnung einzelner Positionen zur Gesin-
nungs- oder Verantwortungsethik auf unausgesprochenen Vorannahmen beruhe.

39 M. Weber, Politik als Beruf (o. Fn. 35), S. 157.
40 L. Heidbrink, (o. Fn. 19), S. 93.
41 N. Luhmann, Paradigm lost: Über die ethische Reflexion der Moral, Frankfurt a.M. 1990, S. 17.
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Inklusionsmechanismen ausbildet42 und sich gerade darin von vormodernen und
traditionalen Gesellschaften unterscheidet.43 Derart von der soziologischen Theo-
rie unter Druck gesetzt, hat die Ethik ihrerseits Anschluss an kulturalistisches Den-
ken gesucht und sich darüber der Gefahr ihrer Marginalisierung in komplexen Ge-
sellschaften entgegengesetzt.44 Das Ergebnis ist ein sozialphilosophisch wie sozio-
logisch lesbarer Moralbegriff, der auf partikulare Sinnkontexte, Identitäten und
Diskurse eingestellt wird.

Auf solchen Neuerungen innerhalb der Ethik aufbauend kann Verantwortung heu-
te in seinem moralischen und gesellschaftstheoretischen Bedeutungsgehalt gleicher-
maßen gesellschaftliche Komplexität verarbeiten. Beide Entwicklungsstränge ver-
laufen jedoch nicht parallel. Vielmehr hat die Einsicht in den gesellschaftlich kon-
struierten Charakter von Verantwortung zuletzt den Einfluss der Kommunikati-
ons- und Gesellschaftstheorien erheblich verstärkt. Sobald die dominanten Bindun-
gen des Moralprinzips entfallen, wird Verantwortung als gesellschaftliches Kon-
strukt jenseits intuitiver Rechtfertigung erkennbar. In einem solchen Verständnis
reduziert Verantwortung soziale Komplexität mit Blick in die Zukunft, indem Er-
wartungssicherheit im Hinblick auf die Abwicklung und Zurechnung von Scha-
densfällen erzeugt wird.45 Durch individuelle Zurechnung auf eine verantwortliche
Person kann systemspezifische Komplexität verarbeitet und in der Folge erhöht
werden. Gleiches gilt mit noch größeren konstruktiven Freiheiten für Organisatio-
nen und Prozesse. Dies führt zum Paradox, dass Verantwortung sich umso deutli-
cher von seinen individualistischen Grundlagen lossagen muss, je erfolgreicher sie
ihre Leistung erbringt und tatsächlich Komplexitätssteigerung eintritt. Darin ist
freilich bereits das Dilemma der heutigen Praxis der Verantwortung angelegt. Als
Mechanismus der Komplexitätsreduktion kann Verantwortung niemals selbst
komplexitätsgerecht sein, sondern hinkt stets hinterher, vereinfacht, zeichnet frei,
übertüncht. Um etwa die Schnelligkeit des Internethandels mit den Grundsätzen
des Verbraucherschutzes kompatibel zu machen, gibt sich das Recht mit der per
Mausklick erfolgenden Zustimmung zu „gelesenen und verstandenen“ AGBs zu-
frieden.

42 Vgl. auch N. Luhmann, Soziale Systeme: Grundriß einer allgemeinen Theorie, Frankfurt a.M. 1984,
S. 121 („Gesamtprogrammierung der Sozialdimension in der Form von Moral zunehmend inad-
äquat“).

43 Vgl. E. de Villiers, Revisiting Max Weber’s Ethic of Responsibility, Tübingen 2018, S. 80ff.
44 Vgl. A. Reckwitz, Die Ethik des Guten und die Soziologie, in: J. Allmendinger (Hrsg.), Gute Gesell-

schaft? Zur Konstruktion sozialer Ordnungen, Opladen 2001, S. 204. Luhmann etwa versteht Mo-
ral nicht interpersonal, sondern auf „Beziehungen zwischen Beziehungen“ gewendet, vgl. ders., So-
ziale Systeme (o. Fn. 41), S. 318.

45 A. Henkel, Gesellschaftstheorie der Verantwortung (o. Fn. 6), S. 470 (478, 486).
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Grammatik der Verantwortung

Insgesamt ist mit der Ablösung rein interpersonaler durch höherstufige Verantwor-
tungskonzepte auch eine zunehmende begriffliche Differenzierung verbunden, die
den Verantwortungsbegriff konkretisieren. Hierüber erhält der Verantwortungsbe-
griff neue Konturen, die ihm Aussagekraft und heuristischen Wert für neue Hand-
lungsfelder verleihen. Zugleich besteht die Gefahr, den Verantwortungsbegriff in
immer neuen Abwandlungen zu überreizen und gerade die Orientierungskraft der
grundlegenden Relata der Verantwortung als dreistelliger Zuschreibungsbegriff zu
verlieren: Ein Subjekt ist gegenüber einem Objekt anhand eines bestimmten Maß-
stabs verantwortlich. Davon ausgehend ist inzwischen eine kaum zu überblickende
Vielfalt an Qualifizierungen und Typologisierungen von Verantwortungskonzep-
ten, -trägern und -dimensionen mit semantischen Neubildungen entstanden. Diese
finden teils unmittelbare Pendants in rechtlichen Figuren. Im Vordergrund soll hier
dasjenige konzeptionelle Vokabular stehen, das den Begriffshaushalt des Rechts ge-
zielt ergänzen und den rechtlichen Umgang mit neuen sozialen Organisationsfor-
men schärfen kann. Diese betreffen sowohl die Instanz (1.), als auch das Objekt
(2.) wie schließlich das Subjekt (3.) der Verantwortung.

Handlungs-/Aufgabenverantwortung
Hinsichtlich der Instanz der Verantwortung lässt die eine handlungs- von einer
aufgabenbezogenen Betrachtungsweise unterscheiden. Handlungsverantwortung
knüpft an die Zurechnung eingetretener oder zukünftig zu erwartender Folgen an,
während Aufgabenverantwortung aus der rollen-, berufs- oder statusspezifischen
Zuständigkeit von Akteuren resultiert.46 Während Handlungsverantwortung auf
einem festen, dem Handeln zumeist vorgelagerten Pflichtenprogramm basiert, for-
muliert Aufgabenverantwortung eher abstrakte Leitbilder für situative Erwartun-
gen. Das Recht selbst ist eine klassische Instanz der Verantwortung, entsprechend
spiegelt sich die Unterscheidung im Recht wider in allgemeinen Pflichten einerseits
und solchen Unterlassens- oder Sorgfaltspflichten, die aus einem spezifischen Status
des Pflichtigen folgen, andererseits. Ein solcher Status wird dem Pflichtigen nicht
lediglich von der Rechtsordnung erteilt, sondern kann auch auf Selbstübernahme
beruhen. Hier zeigt sich der enge Bezug des Verantwortungskonzepts zu gesell-
schaftlicher Selbstorganisation und Regulierung: Von allen drei Relationselemen-
ten ist die Instanz bzw. der Maßstab am einfachsten als sozial konstruiert zu erken-
nen, von außen mit Mitteln des Rechts sowie von innen mit Mitteln spontaner
Ordnungsbildung.

II.

1.

46 K. Günther, Aufgaben- und Zurechnungsverantwortung, in: L. Heidbrink/A. Hirsch (Hrsg.), Ver-
antwortung in der Zivilgesellschaft. Zur Konjunktur eines widersprüchlichen Prinzips, Frankfurt
a.M. 2006, S. 295ff.
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Personale Eigen-/Fremdverantwortung
Hinsichtlich des Objekts der Verantwortung lässt sich eine auf das Selbst gerichtete
Selbst- von einer auf den Anderen bezogenen Fremdverantwortung unterscheiden.
Im Begriff der Selbstverantwortung kommen Subjekt und Objekt der Verantwor-
tung zur Deckung; Verantwortung wird hier – anders als im Gegenbegriff der
Fremdverantwortung – nicht dialogisch, sondern gewissermaßen als Selbstge-
spräch, als Antworten auf sich selbst verstanden.47 Auch für Eigenverantwortung
spielt Sozialität eine zentrale Rolle. Ursprünglich von der umfassenden Urteilskraft
des moralischen Subjekt und seiner Befähigung zu autonomem Handeln aus ge-
dacht, ist das Selbst im 20. Jahrhundert in seiner Bedingtheit und Begrenztheit der
Handlungs- und Wissensressourcen erkannt worden. Daraus wird zum einen gefol-
gert, dass unter Bedingungen von „bounded rationality“ eigenverantwortliche
Handlungsentscheidungen einer flankierenden Ordnung bedürfen, die sie vor Ver-
zerrungen in der Wahrnehmung oder Bewertung von Handlungsalternativen („bia-
ses“) bewahrt. Dieser Gedanke steht hinter der verhaltensökonomisch inspirierten
Regulierungstechnik des „nudging“.48 Zum anderen wird darüber ersichtlich, dass
auch Eigenverantwortung nicht nur ausgehend von individueller Willensfreiheit
konzipiert werden kann, sondern gegliedert nach den Anforderungen, die einzelne
Funktionssysteme an die soziale Rolle des Individuums stellen: diejenige eines auf-
geschlossenen Studenten im Bildungssystem, eines Staatsbürgers in der Politik, ei-
nes informierten Verbrauchers in der Wirtschaft etc.49 Nicht nur die Wirtschaft,50

sondern alle Systeme erschaffen ihr Selbst, das treffend nur noch als soziale Kon-
struktion beschrieben werden kann. Dies ist im Recht insbesondere erhellend für
den Umgang mit Leitbildern (Verbraucher, Mieter, Eltern,...).51 Zugespitzt gebietet
es die Idee von personaler Autonomie, auch die gesellschaftlichen Wirkungen ihrer
Ausübung als neuerliche Voraussetzungen ihrer Ausübung zu begreifen. Aus die-
sem Grund muss Eigenverantwortung auch überindividuell bzw. institutionell
rückgebunden werden. Als eine solche soziale Kontextualisierung lässt sich etwa

2.

47 Zur Verantwortung als Antworten vgl. E. Lévinas, Jenseits des Seins oder anders als Sein geschieht,
Freiburg 1992.

48 Als Pioniertext R. Thaler/C. Sunstein, Nudge: Improving Decisions about Health, Wealth and Hap-
piness, Yale University Press: New Haven 2008; ferner jüngst die Beiträge in A. Kemmerer et al.
(Hrsg.), Choice Architecture in Democracies. Exploring the Legitimacy of Nudging, Baden-Baden
2016.

49 N. Åkerstrøm Andersen/H. Knudsen, Playful hyper-responsibility and the making of a performing
audience, Soziale Systeme 19 (2013/14), S. 433 (436f.).

50 Vgl. U. Bröckling, Das unternehmerische Selbst, Frankfurt a.M. 2007.
51 Vgl. zur normativen Orientierung des europäischen Verbraucherleitbilds grundlegend EuGH, Urt.

v. 16. Juli 1998, Gut Springenheide und Tusky, C-210/96, Slg. 1999, I-4657, Rn. 31, zur Diskussion
M. Engel/J. Stark, Verbraucherrecht ohne Verbraucher, ZEuP 2015, S. 32 sowie E. Barnert, Der ein-
gebildete Dritte, Frankfurt a.M. 2008, S. 71ff.
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die Judikatur des BVerfG zu privatrechtlichen Grundbegriffe von Person, Eigentum
und Vertrag verstehen.52

Individual-/Systemverantwortung
Die wohl grundlegendste Weiterung ist hinsichtlich des Subjekts der Verantwor-
tung erfolgt. Als Ausfluss moralischer Pflichten kam nur die handlungs- und zu-
rechnungsfähige sittliche Person als Subjekt der Verantwortung in Betracht; später
dann – als lediglich graduelle Ergänzung – auch Gruppen, wenn ihnen das Han-
deln einzelner Angehöriger mittels kollektiver Verantwortung zugerechnet werden
kann. Durch die Brille des handlungsfähigen Akteurs jedoch lässt sich die moderne
Gesellschaft nur noch sehr bedingt beschreiben: Charakteristisch und aus der War-
te der Verantwortung und Regulierung herausfordernd sind zunehmend subjektlo-
se Prozesse, die sich durch Verknüpfung rationalen Zusammenwirkens zwischen
Behörden, Unternehmen, Sportverbänden, Ingenieurbüros oder Wissenschaftsinsti-
tuten ergeben. Sie erzeugen selbstverstärkende und -erhaltende Ordnungen, die ge-
genüber dem Handeln einzelner Akteure emergent sind.53 Hochgetriebene Arbeits-
teilung lässt eine Bewertung des Beitrag eines Einzelnen als abgeschlossene Sinnein-
heit nicht länger zu, sondern macht es erforderlich, zur Verkettung der Handlungs-
beiträge als solcher durchzudringen und diese als Gesamtheit zu beurteilen.54

Gleichzeitig entlastet die Einhaltung höherstufiger Wettbewerbsregeln einzelne Ak-
teure von kausalitätsbasierter Folgenreflexion.55 Einzelne Beiträge werden vielmehr
zu übergeordneten Sinneinheiten gebündelt und der normativen Bewertung zu-
gänglich gemacht. Die Besonderheit besteht hier darin, dass für den Zweck der
Verantwortungsattribution ein Subjekt angenommen wird, das typischerweise we-
der Rechtssubjekt noch natürliche Person ist. Der bei Lévinas deutlich ausgedrück-
te, konstruktive Charakter von Verantwortung als Legitimationskonzept wird hier
auf die Spitze getrieben: Wenn sich das Selbst im Prozess des Antwortens konstitu-
iert, so können abseits der Grenzen der Rechtssubjektivität neue Akteursformatio-
nen auf Verantwortungszuschreibung assertiv reagieren.56 Verantwortung ermög-
licht es, „soziale Adressen“ zu vergeben, indem bestimmte Akteursgruppen oder
Prozesse überhaupt adressierbar – und damit normativen Ansprüchen aussetzbar

3.

52 Vgl. D. Wielsch, Grundrechte als Rechtfertigungsgebote im Privatrecht, AcP 213 (2013), S. 718
(736ff.).

53 Vgl. nur R. Mayntz, Soziale Eigendynamik – neues Interesse für ein bekanntes Phänomen?, in: dies.,
Soziale Dynamik und politische Steuerung, Frankfurt a.M. 1997, S. 87.

54 M. Amstutz, Die Verfassung von Vertragsverbindungen, Kritische Vierteljahresschrift für Gesetzge-
bung und Rechtswissenschaft 89 (2006), S. 105 (117).

55 Vgl. D. Wielsch, Funktion und Verantwortung. Zur Haftung im Netzwerk (in diesem Heft).
56 Zu den Schwierigkeiten eines netzwerkgerechten Rechts K.-H. Ladeur, Die Netzwerke des Rechts,

in: M. Bommes/V. Tacke (Hrsg.), Netzwerke in der funktional differenzierten Gesellschaft, Wiesba-
den 2011, S. 143ff.
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und kritisierbar – werden.57 Diese müssen nicht dem Akt der Verantwortungszu-
schreibung vorgängig sein, sondern können in dessen Prozess erzeugt werden.

Die Eigenrationalität der Kooperation – in individualistischer Sprache: der gemein-
same Willensentschluss der Beteiligten – unter Einbeziehung der Folgen ihrer in
Gang gesetzten Eigendynamik ist der Anknüpfungspunkt normativer Analyse. Um
vor der Systemhaftigkeit sozialer Prozesse nicht unkritisch zu kapitulieren, ist mit
Blick auf den Verantwortungsbeitrag einzelner Akteure bzw. der Korporation als
solcher eine präzise situative Bewertung gestufter Verantwortung nach normativen
Kriterien erforderlich. Selbst wenn handlungstheoretische Begründungsstränge
brüchig werden, reißen sie nicht gänzlich ab. Auch unter Bedingungen eigensinni-
ger Sozialprozesse spielt Individualverantwortung eine fortdauernd Rolle, die mal
zentral, mal eher flankierend ausfällt. Dies zeigt sich auch daran, dass Versuche der
Implementierung von Systemverantwortung, wie etwa Nachhaltigkeitsindizes in
der Finanzwirtschaft oder entlang globaler Lieferkette, auf intrikate Weise mit Ei-
genverantwortung verknüpft sind: Über Konsumentscheidungen wird dem Indivi-
duum die Verantwortung für systemische Prozesse überantwortet. Analytisch lässt
sich im Übrigen unterscheiden zwischen der individuellen Alleinverantwortung ei-
nes Einzelakteurs innerhalb einer Korporation für seinen Aufgabenbereich einer-
seits sowie einer korporativen Mitverantwortung, vermittelt über die Verantwort-
lichkeit der Korporation selbst, die wiederum ihre Mitglieder bzw. beteiligte Dritte
umfasst.58

Hierüber gewinnt die Binnenverfassung und damit das (selbst-)regulatorische
Rückgrat korporativen Handelns mit einzelnen Funktionen, Hierarchien und Ver-
fahren unmittelbar Bedeutung. Nur, wenn in der Binnenstruktur Rezeptoren für
potentielle Nebenfolgen eigenrationaler Prozesse angelegt sind, können diese auch
prospektiv Verantwortung übernehmen. Eine solche zukunftsgerichtete, steue-
rungsbasierte Dimension ist als Ergänzung der retrospektiven Rechenschaft aber
nötig, wenn Einzelbeiträge in einer sich verselbständigenden Weise ineinandergrei-
fen. In solchen Konstellationen greift Eigenverantwortung analytisch und in der
zugrundeliegenden Anreizstruktur zu kurz. Die jeweils eigenen Dynamiken, die
sich selbst verstärkend durch eine Handlung in Gang gesetzt werden, sind bereits
auf Ebene der Einzelhandlung mitzuberücksichtigen. Systemverantwortung baut
auf die Imagination ungewisser Geschehensentwicklungen, die alle gedanklich mit-
geführt und auf ihre Legitimierbarkeit hin geprüft werden müssen. In diesem Sinne
bricht Systemverantwortung mit dem Versuch einer möglichst technisch-exakten

57 P. Fuchs, Adressabilität als Grundbegriff der soziologischen Systemtheorie, Soziale Systeme 3
(1997), S. 57 sowie P. Fuchs, Die Unbeeindruckbarkeit der Gesellschaft. Ein Essay zur Kritikabilität
sozialer Systeme, in: M. Amstutz/A. Fischer-Lescano (Hrsg.), Kritische Systemtheorie. Zur Evolution
einer normativen Theorie, Bielefeld 2003, S. 99 (103, 107).

58 Vgl. L. Heidbrink, Kritik (o. Fn. 19), S. 208.
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Modellierung von Kausalität und stellt an die Stelle eines nicht mehr einzulösenden
Gewissheitsversprechens die Zumutung grundständiger Ungewissheit. Nicht die
Reduktion von letztlich irreduzibler Ungewissheit, sondern der richtige Umgang
mit ihr bildet den Gradmesser. Anders gewendet bedeutet Systemverantwortung,
der operativen Schließung durch Selbstreferentialität mit kognitiver Offenheit ent-
gegenzuwirken, um Rückkopplungsmechanismen mit der sozialen Umwelt zu er-
zeugen.

Verantwortung als normativ-praktische Suchformel für das Recht

Im Übergang von Individual- zur Systemverantwortung zeigt sich, dass das Verant-
wortungskonzept einen Bezugsrahmen absteckt, innerhalb dessen soziale Sachver-
halte wahrgenommen werden. An die Stelle individueller Handlungs- und Ent-
scheidungsmacht tritt ein sozialer Referenzbereich. Der Verantwortungsbegriff
hilft dabei, die für einen solchen Sachbereich relevanten normativen Kriterien und
zugleich, aufgrund der kontextuellen Betrachtungsweise, die tatsächlichen Gege-
benheiten zu identifizieren. Über individuelle Betroffenheit hinaus lassen sich so so-
ziale Autonomien konzeptionell erfassen und die gleichzeitige Bedeutung individu-
eller und Sozialautonomien zum Ausgangspunkt normativer Bewertungen komple-
xer Vorgänge machen. Auf diese Weise wird Verantwortung zu einem exploratori-
schen Orientierungsprinzip unter Ungewissheitsbedingungen.59 Sie baut auf eine
offene Epistemologie, die normative und kognitive Erwartungen als vielfältig ver-
woben erkennt und jeweils in Bezug auf betroffene Sachbereiche präzisiert werden
muss. Verantwortung ist nicht universal, sondern im Gefüge funktionaler Differen-
zierung zu denken und selbst als strukturelle Kopplung lesbar.60 Die zahlreichen
Bereichsverantwortlichkeiten (Wirtschafts-, Technik-, Sport-, Politik-, Wissen-
schaftsverantwortung) bezeichnen nicht nur die Anforderungen einer Verantwor-
tung gegenüber dem jeweiligen Sozialbereich, sondern fragen auch nach Instru-
menten der Verantwortung aus dem Sozialbereich heraus gegenüber der übrigen
Gesellschaft.

Das Recht muss Position beziehen zwischen einem Verantwortungsnihilismus und
einer Allzuständigkeit einer zu einem eigenen Diskurszusammenhang61 erstarkten
Verantwortung. Die doppelte Verankerung des Verantwortungsprinzips in Indivi-
dualmoral und Strukturfunktionalismus ist für das Recht insofern interessant, als
sich darüber ein breites Rezeptionsspektrum von ethischen über soziologische und
ökonomische Rechtstheorien anbietet.62 Die Bedeutung des Verantwortungskon-

C.

59 Vgl. I. Augsberg, Verantwortung als Reflexion, (in diesem Heft).
60 A. Henkel, Gesellschaftstheorie der Verantwortung (o. Fn. 6), S. 470 (478, 492).
61 Vgl. L. Heidbrink, Kritik (o. Fn. 19), S. 213ff.
62 Für ein Plädoyer für Theoriepluralismus vgl. S. Grundmann, Methodenpluralismus als Aufgabe,

RabelsZ 61 (1997), S. 423 (444ff.); mit Blick auf das common law H. Dagan/R. Kreitner, The Cha-
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zepts für das Recht erschöpft sich gerade nicht in rechtlicher Verantwortung. Viel-
mehr kann das Recht die Selektivität des eigenen Zugriffs auf einen Sachverhalt
anhand des Codes von Recht/Unrecht und darüber die eigene Leistung in Abgren-
zung zu und im Zusammenwirken mit anderen Diskursen erkennen. Dies ist gera-
de für solche Sachverhalte von Gewinn, die neue soziale Handlungsformen betref-
fen und nicht an gegebenen Normen, sondern einem innovationsoffenen „werden-
den Recht“63 zu messen sind.

Das Recht findet im Begriff der Verantwortung eine Hilfskonstruktion, mit der es
die Kontexte seiner eigenen Operationen bemessen und die eigenen Grenzbegriffe
punktuell öffnen und netzwerkadäquat reformulieren kann. Denn das Verantwor-
tungskonzept hat, wie gezeigt, zügiger als das Recht selbst einen Evolutionsschub
in der Anpassung an soziale Differenzierung und Entindividualisierung erfahren.
Es bietet eine stützende Entscheidungshilfe für das Recht, um die Entscheidbarkeit
von Rechtsfragen herbeizuführen, deren zugrundeliegende Kollision in ihrer syste-
mischen Dimension im Recht nicht bzw. kaum abbildbar ist.64 Gerade die Diffe-
renzierung des Verantwortungsbegriffs in relationale Bezüge zwischen Sozialsyste-
men bietet, anders als der monistische, allzuständige Verantwortungsbegriff der
Moral, hierfür ein nützliches Instrumentarium.

Verantwortung als Gerechtigkeitschiffre?

Hier offenbaren sich Bezüge und zugleich Möglichkeiten der Abgrenzung zwischen
dem Verantwortungsbegriff und dem schillernden Orientierungsbegriff des Rechts
schlechthin, demjenigen der Gerechtigkeit. Die Aufgabe des Rechts, seine unter-
schiedlichen sozialen Umwelten zu identifizieren und adäquat komplex zu rekon-
struieren, ist bereits als Gebot der Gerechtigkeit formuliert worden.65 Gerechtig-
keit wird hier auf Polykontexturalität als Signum moderner Gesellschaften einge-
stellt: Gerechtigkeit existiert nur noch als fragmentiertes, sich nicht zur Einheit fü-
gendes Konzept.66 Ein solches Gerechtigkeitsverständnis, zu dessen Einlösung der
Verantwortungsbegriff unmittelbar beitragen kann, hebt den prozeduralen Kern in
Luhmanns mehrgliedriger Gerechtigkeitskonzeption hervor. Luhmann seinerseits

I.

racter of Legal Theory, Cornell Law Review 96 (2011), S. 671 (695) (Rechtstheorie als Rezeptoren
außerrechtlicher Diskurse über Recht).

63 Vgl. D. Wielsch, Anwalt werdenden Rechts, in: C. Joerges/P. Zumbansen (Hrsg.), Politische Rechts-
theorie Revisited. Rudolf Wiethölter zum 100. Semester, ZERP-Diskussionspaper 1/2013, Bremen
2013, S. 115.

64 Zu solchen Entscheidungshilfen G. Teubner/P. Zumbansen, Rechtsentfremdungen: Zum gesell-
schaftlichen Mehrwert des zwölften Kamels, Zeitschrift für Rechtssoziologie 21 (2000), S. 189.

65 G. Teubner, Dreiers Luhmann, in: R. Alexy (Hrsg.), Integratives Verstehen: Die Rechtsphilosophie
Ralf Dreiers, Tübingen 2005, S. 199; ferner als Methode gewendet bei D. Wielsch, Iustitia media-
trix: Zur Methode einer soziologischen Jurisprudenz, in: FS-Teubner, Berlin 2009, S. 395 (397ff.).

66 G. Teubner, Selbstsubversive Gerechtigkeit: Kontingenz- oder Transzendenzformel des Rechts, Zeit-
schrift für Rechtssoziologie 29 (2008), S. 9 (14).
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verortet Gerechtigkeit, da die Ebene des Codes bereits als Recht/Unrecht bestimmt
ist, auf einer höhere Beobachtungsebene zweiter Ordnung.67 Gerechtigkeit bildet
keinen zusätzlichen, außerrechtlichen Richtigkeitsmaßstab einzelner Entscheidun-
gen, sondern kann systemimmanent nur in radikaler Zirkularität gefasst werden.
Das gleichförmige, dh konsistente Anknüpfen des Rechtssystems an seine eigenen
Operationen bildet die einzig mögliche Substantiierung des Gerechtigkeitsbegriffs.
Damit ist – ähnlich dem Übergang von Individual- zu Systemverantwortung – eine
Verschiebung von Einzelfall- zu Systemgerechtigkeit verbunden, die jedoch – aber-
mals ähnlich dem Verantwortungsbegriff – Individualbezüge nur scheinbar aus-
blendet.68 Zu diesem formalen Gleichheitskriterium tritt als prozedurales Gerech-
tigkeitspostulat das Bestreben um adäquate Komplexität als Ausdruck der Leis-
tung des Rechts für das Gesellschaftssystem.69 Für das Erfassen der Komplexität
seiner Umwelt vermittelt das soziologisch wie moralisch informierte Verantwor-
tungskonzept dem Recht, das seinerseits nicht auf eine soziologische Theorie der
Gerechtigkeit zurückgreifen kann,70 ein „begriffliches Sehgerät“.71 Gerechtigkeit
als Orientierungsformel des Rechts und Verantwortung sind folglich auf unter-
schiedlichen Ebenen angesiedelt. Auch wenn Gerechtigkeit selbst gesellschaftlich
informiert wird und damit über das Recht hinausblickt angesichts der pluralen
Kontexte und Eigennormativitäten in der Umwelt des Rechts, handelt es sich um
einen Binnenmaßstab des Rechts.72 Der Verantwortungsbegriff hat eine solch ein-
deutige Provenienz abgestreift und positioniert sich im Zwischenraum der Diskur-
se, von wo aus er „Übersetzungsleistungen“ erbringt.

Evolution von Verantwortungskonzepten im Recht

Der Ruf nach Verantwortung und der Bedarf an spezifischen Konzepten der Ver-
antwortung, wie sie in jüngerer Zeit entwickelt wurden, ist eng verknüpft mit ge-
sellschaftlicher Evolution und reagiert auf einen Wandel sozialer Strukturen.73 Ver-
antwortung als Bearbeitungsmechanismus für soziale Komplexität zu verstehen, er-

II.

67 N. Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, Frankfurt a.M. 1993, S. 217.
68 Vgl. die Auseinandersetzung mit entsprechender Kritik an Luhmann bei M. Renner, Kontingenz,

Redundanz, Transzendenz? Zum Gerechtigkeitsbegriff Niklas Luhmanns, Ancilla Iuris 2008, S. 62
(67).

69 N. Luhmann, Recht (o. Fn. 64), S. 225.
70 So G. Teubner, Selbstsubversive Gerechtigkeit: Kontingenz- oder Transzendenzformel des Rechts,

Zeitschrift für Rechtssoziologie 29 (2008), S. 9 sowie 19f. eingangs seiner Überlegungen zu eben
einer solchen gesellschaftstheoretischen Fundierung von Gerechtigkeit.

71 So G. Lindemann, Die Emergenzfunktion und die konstitutive Funktion des Dritten, Zeitschrift für
Soziologie 35 (2002), S. 82 (84) zur Rolle der Sozialtheorie für die Sozialwissenschaften.

72 G. Teubner, Selbstsubversive Gerechtigkeit: Kontingenz- oder Transzendenzformel des Rechts, Zeit-
schrift für Rechtssoziologie 29 (2008), S. 9 (20f.).

73 L. Heidbrink, Kritik (o. Fn. 19), S. 19ff.; auch S. Gosepath, Politische Verantwortung und rechtliche
Zurechnung, in: M. Kaufmann/J. Renzikowski (Hrsg.), Zurechnung und Verantwortung, Suttgart
2012, S. 17 (Verantwortung bündelt den „objektive(n) Geist einer Gesellschaft in höchster Verdich-
tung“).
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laubt es, eine Brücke zu Theorien sozialer Evolution zu schlagen. In dieser Perspek-
tive können die Semantik der Verantwortung und soziale Strukturen und Mecha-
nismen der Verantwortungszuschreibung aufeinander bezogen werden.74 Ein der-
artiger Zusammenhang lässt sich für rechtliche Grundbegriffe nachzeichnen,75 er
besteht aber auch mit Blick auf die Art und Weise, wie Recht sich des Verantwor-
tungskonzepts bedient: Begründungsstränge, disziplinäre Bezüge und tragfähige In-
stitutionalisierungen haben als Ausdruck rechtlicher Reflexion gesellschaftlichen
Wandels mal feine, mal grundlegende Veränderungen erfahren. Eine solche Genea-
logie zeigt, dass Verantwortungskonzepte im Recht nicht lediglich als philosophi-
sche Zurechnungsfiguren, sondern im Spiegel sozialer Praxis und eines sich wan-
delnden Selbstbildes des Rechts in Gesellschaft zu lesen sind. In dem Maße, wie
Sozialstrukturen und politisch-rechtliche Konfigurationen mit bestimmten Verant-
wortungskonzepten korrelieren, lassen sich Indizien dafür gewinnen, welche Aus-
prägung von Verantwortung das gegenwärtige (und zukünftige) Recht zu institu-
tionalisieren hat.

Verantwortungstrennung in der bürgerlichen Gesellschaft
Die politische Idee der bürgerlichen Gesellschaft nahm ein wohlgeordnetes Zusam-
menspiel gesellschaftlicher Kräfte an, das sich in einer ähnlich geordneten rechtli-
chen Vorstellung von Verantwortungssphären manifestierte. Den weichenstellen-
den Ausgangspunkt bildet die Annahme gleicher Freiheiten des bürgerlichen Sub-
jekts, von dem aus Fragen der Herrschaftsbegründung und -begrenzung und des
Zusammenspiels von Staat und Gesellschaft entwickelt werden. Der Staat war als
externer Garant der Selbststeuerung einer Gesellschaft, die aus sich selbst heraus
Gerechtigkeit zu erzielen beanspruchte, auf die Sicherung von Freiheitssphären be-
schränkt. Die formellen Freiheiten des Eigentums und des Vertrags stellten wiede-
rum das Individuum ganz überwiegend76 von materiellen Begründungslasten frei.
Das Gemeinwohl wurde formalisiert und mit individueller Freiheit gleichgesetzt:
Dezentrale, eigennützige Selbstentfaltung war die Antwort auf Fragen des Gemein-
wohls.77 Damit wurden zugleich die Bedingungen für soziale Differenzierung ent-
lang autonomer Handlungslogiken geschaffen.

1.

74 A. Henkel/N. Åkerstrøm Andersen, Introduction: The necessity of a new understanding of responsi-
bility for modern society, Soziale Systeme 19 (2013/2014), S. 221 (223).

75 D. Wielsch, Differenzierungen des Eigentums. Zur Entwicklung eines rechtlichen Grundbegriffs, in:
FS für Marc Amstutz, Baden-Baden 2012, S. 329ff.

76 Zurückhaltender zur privatrechtstheoretischen Funktion von Freiheit und ihrer „Mythologisierung“
im 19. Jahrhundert S. Hofer, Freiheit ohne Grenzen? Privatrechtstheoretische Diskussionen im 19.
Jahrhundert, Tübingen 2001, S. 275ff.; zum Entstehungskontext des BGB T. Repgen, Die soziale
Aufgabe des Privatrechts, Tübingen 2001, S. 25ff.

77 G.W.F. Hegel, Grundlinien (o. Fn. 27), § 182 („In der bürgerlichen Gesellschaft ist jeder sich Zweck,
alles andere ist ihm nichts.... Aber der besondere Zweck gibt sich durch die Beziehung auf andere
die Form der Allgemeinheit und befriedigt sich, indem er zugleich das Wohl des anderen mit befrie-
digt.“); näher A. v. Bogdandy, Hegels Theorie des Gesetzes, Freiburg/München 1989, S. 63ff. sowie
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Die bürgerliche Gesellschaft fand – dies ist die Pointe aus rechtlicher Sicht – als
Wirtschaftsgesellschaft in der Privatrechtsordnung ihre rechtliche Entsprechung.
Recht, in Gestalt des subjektiven Rechts, wurde zur Form bürgerlicher Freiheit.
Die bürgerliche Gesellschaft wurde in Böhms Worten „Privatrechtsgesellschaft“78

und besaß im Recht ihre wesentliche Legitimationsressource: „Wirtschaftsgesell-
schaft als Rechtskulturverfassung“.79 Die Regelungsaufgabe der Koordination von
Freiheitssphären war gerade so beschaffen, dass sie im Medium des formalen
Rechts eine treffende Lösung fand.80 Darin verfestigte sich die seit Mitte des 18.
Jahrhunderts angestoßene Ausdifferenzierung von Privatrecht und Öffentlichem
Recht, die nicht mehr nur analytisch, sondern auch politisch als Differenz begriffen
wurde.81 Gerade nach dem Scheitern der Revolution von 1848 erlaubte diese prä-
zise Spaltung es der Privatrechtswissenschaft, in der als entpolitisiert gedachten
Sphäre des Privaten selbst zur gestaltenden Kraft zu werden.82 Sie setzt sich im po-
litischen Liberalismus etwa bei Rawls fort, der in einer Schlüsselpassage eine „in-
stitutional division of labor between the basic structure and the rules applying di-
rectly to individuals and associations and to be followed by them in particular
transactions“83 als Ziel ausgibt. Indem die Gerechtigkeitsprinzipien auf die „basic
structure“ beschränkt bleiben, besteht für das im Übrigen ungebundene Individu-
um lediglich eine Pflicht zur Selbsterhaltung und zum Respekt gegenüber individu-
eller Freiheit und Gleichheit anderer.84 Dass dem bürgerlichen Subjekt prinzipiell
auch die Verantwortung für den Erhalt der natürlichen Subsistenz übertragen wur-
de,85 ist eine Überlegung, die sich jedenfalls in der Theorie der bürgerlichen Gesell-
schaft nicht wesentlich niedergeschlagen hat.

D. Grimm, Bürgerlichkeit im Recht, in: Recht und Staat in der bürgerlichen Gesellschaft, Frankfurt
a.M. 1987, S. 11 (13ff.).

78 F. Böhm, Privatrechtsgesellschaft und Marktwirtschaft, Ordo 17 (1966), S. 75.
79 So R. Wiethölter, Rechtswissenschaft. Funk-Kolleg Recht (1968), unveränderter Nachdruck Basel

1986, S. 7.
80 Vgl. D. Grimm, Bürgerlichkeit im Recht, in: Recht und Staat in der bürgerlichen Gesellschaft,

Frankfurt a.M. 1987, S. 11 (23ff.).
81 M. Stolleis, Öffentliches Recht und Privatrecht im Prozeß der Entstehung des modernen Staates, in:

W. Hoffmann-Riem/E. Schmidt-Aßmann (Hrsg.), Öffentliches Recht und Privatrecht als wechselsei-
tige Auffangordnungen, Baden-Baden 1996, S. 41 (55ff.).

82 R. Wiethölter, Bürgerliches Recht, in: A. Görlitz (Hrsg.), Handlexikon zur Rechtswissenschaft,
München 1972, S. 47 (51f.); B. Lomfeld, Der Mythos vom unpolitischen Privatrecht, in: M. Grün-
berger/N. Jansen (Hrsg.), Privatrechtstheorie heute. Perspektiven deutscher Privatrechtstheorie, Tü-
bingen 2017, S. 151.

83 J. Rawls, Political Liberalism, New York: Columbia University Press, 1993, S. 268; näher K. Korda-
na/D. Blankfein Tabachnick, The Rawlsian View of Private Ordering, Social Philosophy and Policy
25 (1998), S. 288 (296ff.).

84 J. Rawls, Eine Theorie der Gerechtigkeit, Frankfurt a.M. 1979, S. 563f.
85 So E.-W. Mestmäcker, Die Wiederkehr der bürgerlichen Gesellschaft und ihres Rechts, Rechtshisto-

risches Journal 10 (1991), S. 177 (180f.).
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Diese Sphärentrennung führt dazu, dass das Individuum als ausschließlicher Ver-
antwortungsadressat von aggregierten Effekten oder unbeabsichtigten Nebenfol-
gen seines Handelns systematisch freigezeichnet wird. Das subjektive Recht ist ge-
rade durch seine prinzipielle interne Schrankenlosigkeit gekennzeichnet, die nicht a
priori mit reziproken Gegenrechten des Gegenüber in Einklang gebracht werden
muss. Indem die vorherrschende Rechtsform „in sich selbst keinen Ausgleich
hat“,86 wird das aktivierende Potential subjektiver Rechte umfassend ausgeschöpft
und eine individuelle Reflexion sozialer Effekte unterminiert. Die vom Individuum
nicht mehr verantwortbaren Folgewirkungen individuellen Handelns rücken erst in
der sog. „zweiten“ Moderne in voller Schärfe in den Blick.87 Hinzu kommen in der
bürgerlichen Gesellschaft einfach gehaltene Zurechnungsregeln und ein am Beob-
achtbaren ausgerichtetes Kausalitätsverständnis.

Verantwortungsexpansion im demokratischen Rechtsstaat
Im demokratischen Rechts- und sich entwickelnden Wohlfahrtsstaat erfordert
demgegenüber der Gedanke einer institutionalisierten Solidargemeinschaft auch
eine neue Zuweisung von Verantwortung. Hier verliert das Verantwortlichkeits-
prinzip seine eindeutige Verwurzelung im egalitären Liberalismus.88 Erstmals wird
Verantwortung nicht als besonders begründungsbedürftiger Modus des Einstehens
für bestimmtes Handeln begriffen, sondern in umgekehrter Denkrichtung die Ge-
sellschaft auf zu verantwortende Problemlagen hin untersucht und für jede identifi-
zierte Problemlage ein Arrangement der Verantwortungszuweisung formuliert. Im
mit grundrechtlichen Schutzpflichten belegten Wohlfahrtsstaat werden vormals als
individuelle Schicksale aufgefasste Übel wie Unfälle oder soziale Armut als potenti-
ell jedermann bedrohende Risiken89 angesehen, deren Lasten daher zu gewissem
Grade über Kollektivierung ausgeglichen werden müssen. Gruppen und Verbände
– „Organisationen“, nicht bloß „Individuen“ – wurden als Handlungs- und Wis-
sensträger und Zurechnungseinheiten anerkannt. Die gesellschaftsvertragliche
Grundlage des Wohlfahrtsstaats zielt auf eine „umfassende Versicherung (der Ge-
sellschaft) gegen die Risiken, die sie durch ihre eigene Entwicklung verursacht“.90

Hierzu wurden sowohl Privatrecht als auch öffentliches Recht, teils in neuartigen
Kombinationen, genutzt. Als Reaktion auf die Überforderung des Wohlfahrtsstaats
ist „Verantwortung“ schließlich zu einem analytischen Schlüsselbegriff für die
Neujustierung des Verhältnisses zwischen Staat und Gesellschaft mit dem Ziel
einer effektiven Zuweisung von Regulierungsaufgaben geworden. Staat und Gesell-

2.

86 N. Luhmann, Zur Funktion der „subjektiven Rechte“, Jahrbuch für Rechtssoziologie und Rechts-
theorie 1 (1970), S. 321 (325).

87 M. Auer, Der privatrechtliche Diskurs der Moderne, Tübingen 2014, S. 7ff., 46ff.
88 Vgl. Heidbrink, Kritik (o. Fn. 19), S. 196.
89 Zur Risikodefinition N. Luhmann, Risiko und Gefahr (1990), in: Soziologische Aufklärung, Bd. 5,

2. Aufl., Wiesbaden 1993, S. 131.
90 F. Ewald, Der Vorsorgestaat, Frankfurt a.M. 1993, S. 11.
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schaft erschienen nicht mehr als gegensätzliche Pole, sondern rückten im Sinne
einer „Verantwortungsteilung“ aneinander heran. Ausschlaggebend hierfür war
keine normative Verschiebung, sondern der regulatorische Pragmatismus des New
Public Management. Eine solche „Verantwortungsteilung“ kam im Großen zwi-
schen Staat und Gesellschaft, aber auch zwischen Politik und Verwaltung oder ein-
zelnen Verwaltungsebenen und Ressorts in Betracht.91

Gegenüber der bürgerlichen Gesellschaft waren damit zwei wesentliche Erweite-
rungen verbunden:

Bei Risiken, die sich typischerweise aus dem Zusammenwirken individueller und
überindividueller Einflussfaktoren ergeben, wurde der Versuch einer möglichst
weitgehenden Zurechnung auf Individuen aufgegeben und die jeweilige Problemla-
ge auf der Sekundärebene der Versicherung adressiert. Damit fielen kollektiv er-
zeugte Risiken nicht länger in die Zwischenräume und Leerstellen des liberalen
Rechts (casum sentit dominus). Im Fall von Arbeitslosigkeit war es im Regelfall
ohne Belang, ob und wie individuelle, konjunkturelle oder betriebsbezogene Fakto-
ren zusammenwirken. Die vorrangige Zielsetzung lautete Absicherung, nicht
Steuerung. Ein Staat, der nunmehr für eine Vielzahl von Effekten privaten Han-
delns öffentliche Regelungen treffen muss, rückte in eine prinzipiell unbegrenzte
Gewährleistungsfunktion ein, die wiederum die Frage nach der Verantwortung des
Staates aufwarf.92 Sie fand ihre Antwort in der abwehrrechtlichen Grundrechtsdi-
mension, die staatliches Handeln an überzeugende Gründe bindet. Je stärker frei-
lich Individuen und Funktionssysteme dem Einfluss staatlicher Vorkehrungen ei-
nerseits und den Wechselwirkungen zwischen Individuum und Funktionssystem
andererseits unterliegen, desto mehr büßte der staatsgerichtete grundrechtliche
Freiheitsanspruch seine ursprüngliche soziale und politische Funktion ein.

Anders als der Liberalismus mit seiner exakten Pflichtenbestimmung muss der so-
ziale Wohlfahrtsstaat mit größeren programmatischen Ambivalenzen und Unbe-
stimmtheiten leben, da das Verantwortungsprinzip mit seiner Erstreckung auch sei-
ne Eignung als scharfer Grenzbegriff weitgehend einbüßt: Welche Risiken kollekti-
viert, welche Handlungsfolgen zugerechnet werden, folgt nicht mehr aus einem ab-
strakten gedanklichen Prüfverfahren, sondern einer weit verzweigten gesellschaftli-
chen Auseinandersetzung. Die Versuche, solche Kontingenzen mittels des Rechts

91 W. Hoffmann-Riem, Verantwortungsteilung als Schlüsselbegriff moderner Staatlichkeit, FS für
Klaus Vogel, Heidelberg 2000, S. 47 (48).

92 D. Grimm, Die Zukunft der Verfassung, in: Die Zukunft der Verfassung, Frankfurt a.M. 1991,
S. 397 (414); ferner H. Dreier, Verantwortung im demokratischen Verfassungsstaat, in: U. Neu-
mann/L. Schulz (Hrsg.), Verantwortung in Recht und Moral (=ARSP-Beiheft Nr. 74), Frankfurt a.M.
2000, S. 9 (18ff.).
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aufzuheben und in formale Bahnen zu lenken, haben ihrerseits die Rechtsrationali-
tät auf die Probe gestellt.93

Dabei wurde früh erkannt, dass auch der Wohlfahrtsstaat im Widerstreit zwischen
den Leitideen individueller Selbstverantwortung einerseits und staatlicher Letztver-
antwortung andererseits nicht einem der beiden exklusiv anhängen kann, sondern
einen praktischen Ausgleich finden musste.94 Als problematisch erwies sich hierbei,
dass eine selbstbezogene Verantwortung als Ideal des Liberalismus zwar fortwirk-
te, zugleich aber eine solidarische Verantwortungsgesellschaft erforderlich wurde,
die nur funktioniert, wenn Verantwortung nicht lediglich an politische Institutio-
nen ausgelagert, sondern auf Ebene individueller Einsicht und Praxis verankert
wird.95 In deliberativen Theorien des Sozialstaats wurde Verantwortung zu einem
gesellschaftlich integrativ wirkenden, überschießenden Element im Bewusstsein der
Bürger. In stabilen und normativ einfach strukturierten Anspruchssituationen in-
nerhalb bestehender Gemeinschaften konnte über „Verantwortung“ eine über die
Verkürzungen des Liberalismus hinausgehende Vermittlung zwischen Deliberation
und republikanischer Teilhabe erreicht werden.96 So wurde die Versicherungslogik
etwa im Zugang zu Sozialleistungen immer stärker durch Elemente der Eigenver-
antwortung ergänzt,97 obgleich dem Wohlfahrtsstaat als politischer Idee gerade die
Einsicht in die Unzulänglichkeiten des Wissens und der Erfahrung des Individuums
zugrunde liegt. Dieses Paradox – erhöhte Eigenverantwortung bei erkannter Un-
verantwortbarkeit – führt zur Diagnose des „erschöpften Selbst“.98

Die gegenüber dem reinen Pflichtenprogramm des liberalen Rechts erhöhten und
ins Positive gewendeten Anforderungen eines neuen Verantwortungsprogramms
manifestieren sich mitunter auch in Rechtstexten und dokumentieren die Emanzi-
pation des Verantwortungs- vom Pflichtbegriff, so etwa in § 1627 S. 1 BGB, wel-
cher den Eltern die elterliche Sorge „in eigener Verantwortung“ aufgibt und in
§ 76 AktG mit einer analogen Formulierung für die Leitung der Aktiengesellschaft
durch den Vorstand. Interessanterweise bestehen Zweifel am Mehrwert von Ver-
antwortung als legislativem Begriff gerade dort, wo Verantwortung und Pflicht
gleichgesetzt werden.99 In einer auf den Pflichtbegriff begrenzten, rechtlichen Be-

93 Vgl. J. Habermas, Paradigmen des Rechts, in: Faktizität und Geltung, Frankfurt a.M. 1992,
S. 468ff. sowie D. Grimm, Bürgerlichkeit im Recht, in: Recht und Staat in der bürgerlichen Gesell-
schaft, Frankfurt a.M. 1987, S. 11 (49) („Mit der Einleitung wohlfahrtsstaatlicher Korrekturen ging
freilich die große Zeit des Rechts zu Ende.“).

94 Vgl. P. Zumbansen, Ordnungsmuster im modernen Wohlfahrtsstaat, Baden-Baden 2000, S. 145ff.
95 So für den Verwaltungsbereich W. Hoffmann-Riem, Verantwortungsteilung (o. Fn. 88), S. 47 (60).
96 Heidbrink, Kritik (o. Fn. 19), S. 286.
97 Vgl. nur F. Vogelmann, Im Bann der Verantwortung, Frankfurt/New York 2013, S. 129ff. sowie F.-

X. Kaufmann, „Verantwortung“ im Sozialstaatsdiskurs, in: L. Heidbrink/A. Hirsch (Hrsg.), Verant-
wortung in der Zivilgesellschaft, Frankfurt/New York 2006, S. 39.

98 A. Ehrenberg, Das erschöpfte Selbst, Frankfurt a.M./New York 2015.
99 Vgl. nur H. Dreier, Verantwortung im demokratischen Verfassungsstaat (o. Fn. 89), S. 9 (14, 26ff.).
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trachtung kann in der Tat der Verantwortungsbegriff sein Potential nicht entfalten,
das gerade im Sichtbarmachen der nicht qua Pflicht erzwingbaren, aber gleichwohl
essentiellen und oft im Wege der „Selbstverpflichtung“ aufgegebenen Vorausset-
zungen von Gesellschaft sind. Der mitunter appellative Charakter ist dann nicht
als Schwäche des Rechts („Norm-Placebo“),100 sondern als offene Verweisung auf
außerrechtliche Normativität zu lesen.

Verantwortungsgovernance in der Netzwerkgesellschaft
Eine weitere charakteristische Bedeutungsverschiebung ergibt sich schließlich für
die immer weniger mit Bezug auf den Staat gedachten Fragen der Netzwerkgesell-
schaft.101 In einer zunehmend durch mitunter globale, systemische Eigenlogiken
und Netzwerke als Ordnungsform geprägten Gesellschaft kann das Recht nicht
vorrangig auf die Herstellung von Einheit innerhalb der politischen Gemeinschaft
ausgelegt sein.102 Zunehmend prallen deliberativ getroffene Entscheidungen an
systemischen Eigenlogiken sozialer und ökologischer103 Prozesse schlicht ab, so-
weit sie nicht auf höherstufige Steuerungskonzepte zurückgreifen können.104 Die
primäre Ordnungsaufgabe des Rechts besteht vielmehr in der dezentralen Koordi-
nation einzelner Sozialbereiche, die auf vorhandenen Ordnungsmustern aufsetzen
und in den Sozialbereichen Reflexivität stiften muss. In gerade dieser Umstellung
gewinnt die Verantwortungssemantik an Eigenständigkeit und tritt neben die basa-
len Rechtskategorien von Recht und Pflicht. In einer nicht mehr vom Individuum
her zu denkenden Gesellschaft – in der gerade durch dieses Denken dem Individu-
um Rechnung getragen wird105 – brechen für eine moralphilosophisch konnotierte
Zurechnungsverantwortung zwar wichtige Fixpunkte weg, die etwa im Strafrecht
große Lücken aufreißen.106 Das Verantwortungskonzept wird dadurch jedoch
nicht entkernt, sondern kann über sein relationales Grundmuster ohne größere

3.

100 H. Dreier, Verantwortung im demokratischen Verfassungsstaat (o. Fn. 89), S. 9 (16).
101 Zum Begriff M. Castells, Der Aufstieg der Netzwerkgesellschaft. Das Informationszeitalter (1996),

Berlin 2017.
102 K.-H. Ladeur, Die Netzwerke des Rechts, in: ders., Das Recht der Netzwerkgesellschaft, hrsgg. v. I.

Augsberg/Th. Vesting, Tübingen 2013, S. 363.
103 Das Umwelt- und Technikrecht haben seit den 1970er Jahren als Laboratorium zur Fortschreibung

des Verantwortungskonzepts gedient, vgl. nur G. Teubner, Die unsichtbare „Cupola“: Kausalitäts-
krise und kollektive Zurechnung, in: W. Lübbe (Hrsg.), Kausalität und Zurechnung: Über Verant-
wortung in komplexen kulturellen Prozessen, Berlin 1994, S. 91; eng damit verbunden ist der Be-
fund einer De-Individualisierung als Ausdruck der Risikogesellschaft, vgl. O. Lepsius, The Problem
of De-Individualization in the Risk Society, in: G. Woodman/D. Klippel (Hrsg.), Risk and the Law,
Abingdon 2009, S. 36.

104 K.-H. Ladeur, Globalization and the Conversion of Democracy to Polycentric Networks: Can De-
mocracy Survive the End of the Nation-State, EUI Working Paper Law 2003/4, Florenz 2003; fer-
ner Heidbrink, Kritik (o. Fn. 19), S. 288.

105 Vgl. N. Luhmann, Die Tücke des Subjekts und die Frage nach dem Menschen, in: ders., Soziologi-
sche Aufklärung 6, 2. Aufl., Wiesbaden 2005, S. 149.

106 S. Grossmann, Liberales Strafrecht in der komplexen Gesellschaft. Über die Grenzen strafrechtli-
cher Verantwortung, Baden-Baden 2016.
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Umschweife aus dem interpersonalen Kontext gelöst werden und damit die Ent-
wicklung der Netzwerksoziologie nachvollziehen.107

Verantwortung wird von einem äußeren Bewertungsmaßstab individuellen Han-
delns zu einer verinnerlichten Steuerungs- bzw. Governanceressource sozialer Pro-
zesse – sie ist nicht mehr primär bezogen auf die Aufrechterhaltung eines status
quo, sondern verlangt einen positiven, gestalterischen Einsatz. Dessen konkrete
Ausprägung wird – darin liegt just der Unterschied zur Rechtspflicht – dem jeweili-
gen Verantwortungssubjekt überlassen, für den es einen inneren Movens bilden
soll. Verantwortung fungiert hier als Meta-Norm, als normativer Standard zweiter
Ordnung, der einer kontextspezifischen Ausgestaltung durch das jeweilige Verant-
wortungssubjekt bedarf. Dem entspricht eine Begriffsverschiebung von Verantwor-
tung als normativem Ideal zu Verantwortung als normativer Praxis.108 Während
innerhalb der Verantwortungskategorie bislang Fragen der Begründung von Ver-
antwortung dominierten, treten nun Aspekte ihrer praktischen Erzeugung und
Umsetzung in den Vordergrund. Die üblicherweise „freiwillige“ Übernahme von
Verantwortung offenbart nicht zufällig Bezüge zwischen Verantwortung als nor-
mativer Grammatik und reflexiven Steuerungstheorien,109 die sich über eine iterati-
ve, relational-dialogische Programmierung auszeichnen. Als Bausteine der Opera-
tionalisierung von Verantwortung kommen etwa Compliancesysteme, Transpa-
renz-, Berichts- und Kooperationspflichten, neue Kollektivorgane oder spezifische
Rechtsschutzmöglichkeiten in Betracht.

Ein Beispiel liefern jüngere Entwicklungen im Bereich der Menschenrechte, wo sich
neuerdings eine konzeptionelle Unterscheidung zwischen „duties“ und „responsi-
bilities“ etabliert und dem liberalen Rechtskonzept der Menschenrechte gerade
über die Klippen seiner Staatszentriertheit hinweg hilft.110 Die normative Erstre-
ckung menschenrechtlicher Gehalte auf das Verhältnis von Staaten zu ausländi-
schen Bürgern („reponsibility to protect“) wird ebenso durch einen Verantwor-
tungsbegriff im soeben skizzierten Sinne getragen wie die menschenrechtliche Bin-
dung transnationaler Unternehmen etwa durch die UN Leitprinzipien für Wirt-

107 Vgl. nur P. Mercklé, La sociologie des réseaux sociaux, Paris: La Découverte 2004, S. 57ff.
108 Ähnlich auf Basis einer foucaultschen Praktikenanalyse F. Vogelmann, Drei Gefahren philosophi-

scher Begriffsanalysen von Verantwortung, DZPhil 64 (2016), S. 273 (277ff.).
109 Zu unterschiedlichen Ausprägungen nur I. Ayres/J. Braithwaite, Responsive Regulation, Oxford:

Oxford University Press 1992 (allg. Regulierungstheorie); G. de Búrca/J. Scott, Introduction: New
Governance, Law and Constitutionalism, in: dies. (Hrsg.), Law and New Governance in the EU
and the US, Oxford: Hart 2006, S. 1 (Legitimationsmodus und Einbezug privaten Wissens); P. No-
net/P. Selznick, Law and Society in Transition: Toward Responsive Law, New York: Harper and
Row 1978 sowie G. Teubner, Reflexives Recht. Entwicklungsmodelle des Rechts in vergleichender
Perspektive, ARSP 68 (1982), S. 13 (gesellschaftliche Rückbindung der Rechtsform).

110 T. Shadmy, The Rise of Human Rights Responsibilities. R2P and CSR – Different Forms of the Sa-
me New Dialect, GlobalTrust Working Paper Series 06/2016, Tel Aviv 2016, S. 7ff.
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schaft und Menschenrechte.111 Letztere unterscheidet zwischen einer „state duty to
protect human rights“ und einer „corporate responsibility to respect human
rights“ und findet darin einen Umgang mit den zahlreichen Schwierigkeiten, die
eine Umpolung menschenrechtlicher Garantien auf unternehmerische Tätigkeit be-
deuten. Auf „erster Ebene“ operationalisiert wird diese Umpolung schließlich im –
ebenfalls für diese Zwecke reformulierten – Konzept der „due diligence“.112 An-
ders ausgedrückt: Der Verantwortungsbegriff erzeugt eine produktive Unschärfe,
ohne den die beschriebene Entwicklung des Menschenrechtsparadigmas aus real-
politischen, ideengeschichtlich-konzeptionellen und dogmatischen Gründen nicht
möglich gewesen wäre. Dabei schwingt freilich die Gefahr mit, durch eine innere
Pluralisierung der Rechtskategorie die mit einem Pflichtenverständnis verbundenen
legitimatorischen und prozeduralen Konnotationen des Rechts aufzugeben.

Praxis und Instrumente der Verantwortungskonstruktion: „Corporate Social
Responsibility“ entlang globaler Lieferketten

Ein nicht länger auf Konstruktion von Einheit, sondern Moderation von Vielfalt
ausgelegtes Recht muss konkrete soziale Institutionen und ihre normative Ord-
nung zum Ausgangspunkt rechtlicher Analyse nehmen. Verantwortung ist heute
konzeptioneller Bezugspunkt zur rechtlichen Ausgestaltung von Ausdifferenzie-
rungsprozessen und feingliedriger Arbeitsteilung in verschiedenen Sozialbereichen
geworden. Dies gilt für transnationale Unternehmenskooperation, die im Folgen-
den als Praxisfeld dienen soll, ebenso wie für eine grenzüberschreitende Verbund-
verwaltung, die den Austausch von Daten und anderen Ressourcen koordiniert.113

Für eine organisationsrechtlich streng eingefasste Verwaltung ist das Entstehen ver-
netzter Strukturen noch irritierender als für das in seinen Ordnungsmodellen offe-
nere Privatrecht. Der Verbund erzeugt Rationalisierungsgewinne, schafft jedoch
über seine verdichtete Eigenlogik zugleich neue Risiken etwa des Missbrauchs von
Daten. Ähnlich dem Unternehmensnetzwerk wird der Verbund zum maßgeblichen
Primärphänomen: Er tritt an die Stelle einer einheitlichen Repräsentation von

D.

111 UN Human Rights Council, Guiding Principles on Business and Human Rights: Implementing the
United Nations “Protect, Respect and Remedy” Framework (UN Doc. A /HRC/17/31 [2011]); zur
deutschen Umsetzung vgl. Auswärtiges Amt, Nationaler Aktionsplan: Umsetzung der VN-Leitprin-
zipien für Wirtschaft und Menschenrecht, 2016-2020 v. 21. Dezember 2016 (abrufbar unter https:/
/www.auswaertiges-amt.de/blob/297434/8d6ab29982767d5a31d2e85464461565/nap-wirtschaft-
menschenrechte-data.pdf).

112 Hierzu M. Tylor/L. Zandvliet/M. Forouhar, Due Diligence for Human Rights: A Risk-Based Ap-
proach, Harvard Kennedy School of Government, Corporate Social Responsibility Initiative
Working Paper 53 (2009), Cambridge, MA 2009.

113 Vgl. nur G. Britz, Vom Europäischen Verwaltungsverbund zum Regulierungsverbund, EuR 2006,
S. 46; M. Ruffert, Von der Europäisierung des Verwaltungsrechts zum Europäischen Verwaltungs-
verbund, DÖV 2007, S. 761; A. v. Bogdandy, Informationsbeziehungen innerhalb des Europä-
ischen Verwaltungsverbunds, in: W. Hoffmann-Riem et al. (Hrsg.), Grundlagen des Verwaltungs-
rechts, Bd. II, 2. Aufl., München 2012, § 25; grundlegend zur epistemischen Dimension von Ver-
waltungshandeln I. Augsberg, Informationsverwaltungsrecht, Tübingen 2014.
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Staatlichkeit, ebenso wie das Unternehmen im Zulieferernetzwerk über seine orga-
nisatorischen Grenzen hinaus diffundiert.

Unternehmensnetzwerke und Verantwortungsdiffusion

In der vor inzwischen 25 Jahren angestoßenen Debatte114 um eine angemessene
privatrechtliche Rekonstruktion von Netzwerken115 haben sich zwei Schwierigkei-
ten als zentral erwiesen: zum einen die Überführung der netzwerkspezifischen Ra-
tionalität in rechtliche Kategorien, zum anderen der Umgang mit fluide geworde-
nen Verantwortungsbeziehungen. Das Netzwerk bildet den entscheidenden Rah-
men für die Beschreibung der Verantwortung einzelner Netzwerkknoten gegenüber
dem Netzwerk bzw. des Netzwerks selbst gegenüber seiner sozialen Umwelt. Das
Recht bedarf, um diesen Blickwinkel einnehmen zu können und sich vom Netz-
werk ein „Bild“116 machen zu können, einer variablen Epistemologie. Der erreich-
te Grad sozialer Komplexität als Signum der Netzwerkgesellschaft bedeutet einen
nicht bloß quantitativen Anstieg, sondern qualitativen Sprung. Der Versuch einer
möglichst näherungsweisen Erkenntnis dieser Komplexität, wie sie etwa in den
Modellbildungen der ökonomischen Theorie verfolgt wird, werden damit proble-
matisch. Denn von Komplexität als sozialer Gegebenheit auszugehen, verlangt eine
Umstellung der Erkenntnisprozesse, die nicht länger anhand einheitlicher, stabiler
Verfahren vorgehen können, sondern pluralisiert werden müssen.117 Netzwerken
im strengeren definitorischen Sinne einerseits und vernetzten Strukturen anderer-
seits ist gemein, dass sie zumeist einer Rechtspersönlichkeit entbehren und vom
Recht nur in eigener Rekonstruktion adressiert werden können. Eine Erweiterung
der Zurechnungseinheiten von Verantwortung über Rechtspersonen hinaus ist ge-
rade aus Sicht der Systemtheorie angezeigt, die Kommunikation und nicht Perso-
nen und ihr Handeln als Grundelement des Sozialen auffasst. In systemtheoreti-
schem Verständnis kann Verantwortungszurechnung erst auf Grundlage einer
kommunikativen Zurechnung von Handlungen auf einen Akteur zum Tragen
kommen und wird ausgelöst durch den Bruch mit legitimen, nicht notwendiger-
weise rechtlich abgesicherten Erwartungen.118

I.

114 Prägnant und provokant damals R. Buxbaum, Is „Network“ a Legal Concept?, Journal of Institu-
tional and Theoretical Economics 149 (1993), S. 698.

115 Zu den wesentlichen Impulsgebern für dieses Projekt zählen M. Amstutz, Vertragsverbindungen (o.
Fn. 52), S. 105; S. Grundmann, Die Dogmatik der Vertragsnetze, AcP 207 (2007), S. 718 sowie G.
Teubner, Netzwerk als Vertragsverbund, Baden-Baden 2004.

116 Näher J. Braun, Leitbilder im Recht, Tübingen 2005, S. 139ff.; zum rechtlichen Bildrepertoire am
Beispiel des Konzerns D. Damler, Konzern und Moderne. Die verbundene juristische Person in der
visuellen Kultur 1880-1980, Frankfurt a.M. 2016.

117 Zu diesem Gedanken I. Augsberg, „Il faut être absolument postmoderne“: Ladeurs Rechtstheorie,
in: ders./T. Gostomzyk/L. Viellechner (Hrsg.), Denken in Netzwerken. Zur Rechts- und Gesell-
schaftstheorie Karl-Heinz Ladeurs, Tübingen 2009, S. 5 (11).

118 A. Henkel, Gesellschaftstheorie der Verantwortung (o. Fn. 6), S. 470 (481); ähnlich A. Suchanek,
Unternehmensverantwortung als Vermeidung relevanter Inkonsistenzen, ORDO 63 (2012), S. 241.
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Die Dichotomie von Markt/Organisation119 ist für das Recht selbst lange Zeit
strukturprägend gewesen und hat Hybride oder gar Dritte120 aus dem Blick gehal-
ten. Wenn sie nun rechtlich modelliert werden, tritt das konstruktive Moment der
Verantwortungszuschreibung eindeutig hervor – zumal vor dem Hintergrund, dass
sich Netzwerke in ihrer Entstehung oftmals gerade des strategischen Umgangs mit
Verantwortungsgrenzen verdanken.121 Eine Zurechnung zum Zentrum bzw. einer
Spitze erscheint ebenso wenig möglich bzw. sachgerecht wie eine exklusive Verant-
wortung einzelner, dezentraler Akteure. Es gilt, die produktive Netzwerklogik zu
stabilisieren, ohne das Netzwerk als Ganzes aus der Verantwortung gegenüber
Dritten zu entlassen. Für das Recht stellt sich in besonderem Maße die Herausfor-
derung, die qua Selbstorganisation – durch die beteiligten Akteure – vorgenomme-
ne Verantwortungszuteilung angemessen zu rekonstruieren. Das gilt erst recht in
transnationalen Zusammenhängen, wo übergreifende öffentlich-rechtliche Mecha-
nismen der Verantwortungszuschreibung weit weniger ausgeprägt sind, als auf na-
tionalstaatlicher Ebene.

„Corporate Social Responsibility“ als lernendes Verantwortungsregime

In diesem Zusammenhang ist die Zunahme von Unternehmensinitiativen der „cor-
porate social responsibility“ (CSR) zu lesen. CSR bezeichnet zumeist einen Kodex,
mit dem Unternehmen „freiwillig“ Prinzipien für die sozialen Auswirkung ihres
Handelns für maßgeblich erachten. Frühe Definitionen haben CSR jeweils rechtli-
chen Verpflichtungen gegenübergestellt und sie als nicht-rechtliches bzw. rechtlich
nicht zu begleitendes Phänomen begriffen.122 Dieser Gegensatz liegt bis heute den
vielfach ernüchternden Bewertungen der praktischen Effekte „freiwilliger“ CSR-
Initiativen zugrunde.123 Nachdem CSR zu einem Reizwort rechtspolitischer Debat-
te geworden ist und es in Gestalt der CSR-Richtlinie nunmehr einen „Brücken-
kopf“124 im Aktien- und Bilanzrecht gibt,125 hat zwar das rechtliche Interesse an
CSR einen beträchtlichen Schub erfahren.126 Während zuvor CSR außerhalb des

II.

119 Näher V. Vanberg, Markt und Organisation: Individualistische Sozialtheorie und das Problem kor-
porativen Handelns, Tübingen 1982.

120 W. Powell, Neither Market nor Hierarchy: Network Forms of Organization, Research in Orga-
nizational Behavior 12 (1990), S. 295.

121 K. Günther, Verantwortung in vernetzten Systemen, in: A. Hetzel/G. Gamm (Hrsg.), Unbestimmt-
heitssignaturen der Technik: Eine neue Deutung der technisierten Welt, Bielefeld 2005, S. 337ff.

122 Mitteilung der Europäischen Kommission betreffend die soziale Verantwortung der Unternehmen:
ein Unternehmensbeitrag zur nachhaltigen Entwicklung, EU KOM (2002) 347, 5.

123 Vgl. nur R. Locke, The Promise and Limits of Private Power, Cambridge: Cambridge University
Press 2013.

124 Formulierung bei H. Fleischer, Corporate Social Responsibility, AG 2017, S. 509.
125 Dazu näher Chr. Windbichler, Interdisziplinäre Konturen eines Verantwortungsbegriffs für das

Recht (in diesem Heft); zum rechtspolitischen Hintergrund S. Eickenjäger, Menschenrechtsbericht-
erstattung durch Unternehmen, Tübingen 2017, S. 9ff.

126 Vgl. aus jüngerer Zeit nur Gesellschaftsrechtliche Vereinigung (VGR), Stellungnahme der Gesell-
schaftsrechtlichen Vereinigung – Wissenschaftliche Vereinigung für Unternehmens- und Gesell-

30 Klaas Hendrik Eller | Das Recht der Verantwortungsgesellschaft.

https://doi.org/10.5771/1868-8098-2019-1-5
Generiert durch Universitäts- und Stadtbibliothek Köln, am 01.08.2019, 16:36:20.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/1868-8098-2019-1-5


Rechts verortet wurde, wird es nun mit allen Konsequenzen als positiv-rechtliches
Institut verstanden. Eine an trennscharfen Rechten und Pflichten orientierte Dog-
matik stößt sich dann an der Unbestimmtheit der Regelungen127 und doch verfehlt
diese Lesart – ein zweites Mal – das Spezifikum von CSR als eine hybriden Regu-
lierungstechnik unter Ungewissheit. CSR besitzt eine paradoxe Rechtsqualität: als
Regulierungstechnik bezieht sie Ressourcen aus verschiedenen Sozialbereichen ein,
steht zwischen Recht, Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft. Gera-
de entlang globaler Lieferketten, die keine Rechtssubjektivität besitzen,128 entfaltet
CSR dergestalt verstanden ein mit rechtlichen Mitteln unerreichbares Steuerungs-
potential, insbesondere in der zügigen Einstellung auf sich wandelnde Umstän-
de. 129 CSR ist ein Verantwortungsregime zweiter Ordnung. Zweifellos handelt es
sich dabei um eine voraussetzungsvolle, prekäre Regulierungstechnik, deren prak-
tische Institutionalisierung stets die Gefahr wirtschaftlicher Dominanz birgt.130

CSR begründet eine Doppelorientierung, die das System perplex machen kann: Die
Kluft zwischen behaupteter und übernommener Verantwortlichkeit ist ein in der
Struktur des Unternehmens und der Verfassung von Lieferketten angelegtes, syste-
misches Defizit.131 Dahinter verbirgt sich die „Dialektik der Verantwortung“:132 Je
intensiver der Ruf nach Verantwortung, desto stärker droht Unverantwortlichkeit.

Zugleich steht CSR exemplarisch für eine im skizzierten Sinne anhand des Verant-
wortungskonzepts angestoßene Evolution rechtlicher Semantik133 und rechtlicher
Ideen. CSR hat Lieferketten und transnationale Unternehmensnetzwerke erst als
normativ relevante Sozialstruktur erkennbar134 und sie als solche adressierbar wer-
den lassen. Verantwortung wird hier konstruktiv und es zeigt sich: auch Verant-

schaftsrecht (VGR) e.V., AG 2017, S. 1; P. Hommelhoff, CSR-Vorstands- und Aufsichtsratspflich-
ten, NZG 2017, 1361; G. Bachmann, CSR-bezogene Vorstands- und Aufsichtsratspflichten und
ihre Sanktionierung, ZGR 2018, S. 231; J. Hennrichs/M. Pöschke, Die Pflicht des Aufsichtsrats zur
Prüfung des „CSR-Berichts“, NZG 2017, S. 121.

127 S. nur B. Spiesshofer, Unternehmerische Verantwortung. Zur Entstehung einer globalen Wirt-
schaftsordnung, Baden-Baden 2017, S. 45ff.

128 Die Beschränkung der Zurechnungseinheiten auf Rechtspersonen wirkt hier besonders verzerrend,
näher K. Eller, Private Governance of Global Value Chains From Within. Lessons From and For
Transnational Law, Transnational Legal Theory 8 (2017), S. 296.

129 Vgl. M. Amstutz, The Evolution of Corporate Social Responsibility, Schweizerische Zeitschrift für
Wirtschafts- und Finanzmarktrecht 3 (2015), S. 189 (191).

130 Vgl. nur P. Dauvergne/J. Lister, Eco-Business. A big-brand takeover of sustainability, Cambridge,
MA: MIT Press 2013.

131 L. Heidbrink/A. Lorch, Post-Truth-Management. Die postfaktische Verantwortungslosigkeit in
Unternehmen, Kursbuch 189 (2017), S. 145 (152).

132 L. Heidbrink, Kritik (o. Fn. 19), S. 305f.
133 Zur Semantik des transnationalen Rechts zwischen Neuartigkeit und Pfadabhängigkeit K. Eller,

Rechtskritik durch Vertrag. Zu den Semantiken des Transnationalen Rechts, KritV 97 (2014),
S. 189.

134 Vgl. J. Bair/F. Palpacuer, CSR beyond the corporation: Contested Governance in Global Value
Chains, Global Networks 15 (2015), S. 1 sowie M. Kolter, Das Unternehmen als Subjekt und Ob-
jekt nichtfinanzieller Berichtspflichten (in diesem Heft).

RW – Heft 1 2019 31

https://doi.org/10.5771/1868-8098-2019-1-5
Generiert durch Universitäts- und Stadtbibliothek Köln, am 01.08.2019, 16:36:20.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/1868-8098-2019-1-5


wortung – nicht lediglich Haftung im klassischen Verständnis135 – kann marktord-
nende Effekte haben, wenn sie durch intakte Institutionen einer Zivilgesellschaft
begleitet wird. Ferner offenbart CSR gerade jenen normativ-kognitiven Doppelsta-
tus, der für komplexe Verantwortungskonzepte charakteristisch ist: Enttäu-
schungsfeste und lernende Elemente werden miteinander verknüpft, wenn etwa in
Codes of Conduct nicht lediglich globale, sondern auch lokale Normtexte in Bezug
genommen werden. Als Indiz für die Innovationskraft einer Regulierungstechnik,
welche den Pluralismus des Verantwortungskonzepts gezielt aufgreift, darf schließ-
lich die Rezeption von CSR-Instrumenten im staatlichen Recht gelten. Es ist kein
Zufall, dass staatliche Regulierung etwa zur menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht
entlang Lieferketten136 nach Vorbildern privater Initiativen aufgebaut sind und
diese etwa in Gestalt privater Zertifizierung weiter benötigen.

Fazit

Als Reaktion auf komplexe Problemlagen einer ausdifferenzierten Gesellschaft tritt
neben eine haftungsrechtliche Zurechnung auf individuelle Verursacher zuneh-
mend ein polyphoner Diskurs der „Verantwortung“. Dieser fragt nach neuen Trä-
gern, Instanzen und Konzepten der Verantwortung angesichts unbeirrbar eigensin-
niger sozialer Prozesse in Wirtschaft und Industrie, Politik, Technik, Wissenschaft
und Ökologie. Hier stößt die für das moderne Recht prägende Suche nach identifi-
zierbaren Handlungsbeiträgen und die Festlegung rechtlichen Einstehenmüssens
nach Maßgabe fester Ordnungsmodelle von Vertrag, Unternehmen und Staat an
Grenzen. Dem Konzept der „Verantwortung“ kommt damit eigenständige Bedeu-
tung jenseits von Gesetzes- und Vertragstreue zu. Ein „Denken in Verantwortungs-
zusammenhängen“ bedeutet für das Recht, andere Normativitäten und Steue-
rungsressourcen als das (staatliche) Recht einzubeziehen und mit Blick auf eigenra-
tionale soziale Dynamiken nicht vorschnell die Zurechnung auf Individuen zu su-
chen, sondern zugleich nach Möglichkeiten der Organisation von Systemverant-
wortung zu forschen. Hierzu bedarf es beider Entwicklungsstränge – Moral- und
Gesellschaftstheorie –, die zu den heute ausdifferenzierten Verantwortungskonzep-
tionen geführt haben. Die verbleibende Unschärfe neuerer Verantwortungskonzep-
tionen kann dann im Recht gerade die notwendige Öffnung gegenüber den Reali-
täten neuer sozialer Organisationsformen und ökologischer Dynamiken anstoßen.
In just diesem Sinne scheint auch der Peruaner Saul Lliuya auf rechtliche Neue-

E.

135 Klassischerweise auf Sanktionsnormen bezogen, vgl. J.-U. Franck, Marktordnung durch Haftung,
Tübingen 2016.

136 Etwa die französische Loi n° 2017-399 du 27 mars 2017 relative au devoir de vigilance des socié-
tés mères et des entreprises donneuses d'ordre. Zu den seit 2010 entstandenen gesetzlichen Veran-
kerungen von CSR mit Blick auf globale Lieferketten J. Salminen/M. Rajavuori, Comparing CSR
laws: A framework for conceptualizing the legal underpinnings of global production, Maastricht
Journal of European and Comparative Law 2019 (iE).
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rungen zu setzen, wenn er seine über seine Klage sagt: „Ich bitte RWE, Verantwor-
tung zu übernehmen“137.

137 Deutsche Welle v. 25.11.2016, https://p.dw.com/p/2TDJh.
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